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Editorial

die Klimapolitik ist innerhalb nur weniger Wochen und Monate 
zum absoluten Top-Thema avanciert. Das Rezo-Video und die 
weltweite Bewegung „Friday For Future“ mit der sechzehnjähri-
gen Greta Thunberg an der Spitze haben viele Menschen wach 
gerüttelt und für eine völlige neue Debattenlage auch bei uns in 
Deutschland gesorgt. Und dies, obwohl bei der überwiegenden 
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger doch eine weitgehende 
Einigkeit in Bezug auf den notwendigen politischen Einsatz für 
den Erhalt und Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen 
herrschen dürfte.

Allerdings ist leider zu beobachten, dass der Debattenton in 
der Klimafrage immer emotionaler und schriller zu werden droht 
und zum Teil schon regelrecht hysterische und apokalyptische 
Züge angenommen hat. Zunehmend werden auch ex tremistische 
Positionen vernehmbar: Wenn auf den jüngsten „Friday For 
Future“-Demonstrationen vermehrt auch die Logos der Antifa 
sichtbar werden, wenn Gruppen wie „Extinction Rebellion“ und 
„Ende Gelände“ ungestört mitmarschieren und ihr linksradi-
kales Gedankengut verbreiten können, mit Aufforderungen zu 
Straßenblockaden und „zivilem Ungehorsam“, Slogans wie „Kapi-
talismus wegblasen“ oder dem unverhohlenen Aufruf zum „Sys-
temwechsel“, dann ist das eine hochproblematische Entwick-
lung, die für die eigentlich zu erörternde Sache nur schädlich  
sein kann. 

Deshalb stellt die gegenwärtige Gemengelage auch eine 
besondere Herausforderung für eine besonnene, verantwort liche 
und auf dem christlichen Verständnis von Schöpfung, Welt und 
Mensch fußende Politik dar, die sich als Anwalt eines vernünf-
tigen gesellschaftlichen Kompromisses versteht und Maß und 
Mitte im Auge behält. Die hochkomplexen Herausforderungen 
gegenwärtiger Klima-, Umwelt- und Energiepolitik, die allesamt 
aufs engste miteinander verwoben sind, verlangen zu allererst 
nach emotionaler Abrüstung und allgemeiner Versachlichung. 
Wir müssen hier wieder zu einer offenen und durch den Aus-
tausch von Argumenten gekennzeichneten Diskurskultur zurück-
kehren, die nicht mit ideologischen Scheuklappen und moralis-
tisch oder pseudoreligiös aufgeladenen Absolutheitsansprüchen 
daherkommt, sondern die sich – als kluge Sachwalterin des poli-
tisch Nötigen wie Möglichen – um einen neuen, breiten und trag-
baren gesellschaftlichen Konsens bemüht. 

Die Eckpunkte des Klimakabinetts der Großen Koalition 
sind ein erster wichtiger Schritt auf diesem Wege. Ich sehe hier 
bereits viel Vernünftiges formuliert, vieles wird aber zweifels-
ohne noch zu klären und zu präzisieren sein. 

Auch der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU (EAK) will 
hier seinen Beitrag leisten. Wir treten als Grundsatz forum für 
einen freien und sachlich-argumentativ geführten politischen 
Dialog ein, auch und gerade wenn dieser einmal kontrovers 

geführt werden sollte. Nachdem wir in der letzten Ausgabe unse-
res Magazins damit begonnen haben, setzen wir die Debatte 
jetzt fort: In diesem Heft bezieht nun der bedeutende deutsche 
Klimaforscher, der Direktor des Potsdam-Instituts für Klima-
folgenforschung (PIK), Prof. Dr. Ottmar Edenhofer, Stellung 
und legt seine Sicht der Dinge dar. Auch unsere Bundesminis-
terin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 
Julia Klöckner, widmet sich dem Thema „Bewahrung der Schöp-
fung“, indem sie den entsprechenden Auftrag der Agrarpolitik 
beleuchtet. 

Als EAK ist uns wichtig: Wir führen solche Grundsatzdiskussi-
onen nicht um der bloßen Kontroverse willen, sondern zur Klä-
rung der relevanten Aspekte und Fragestellungen, damit sich 
am Ende jeder interessierte Leser sein eigenes Bild von der Lage 
sowie von den komplexen Herausforderungen machen kann, vor 
der wir allesamt stehen. Bei allem gilt für uns nach wie vor, was 
wir bereits in der Resolution unserer 48. EAK-Bundestagung 
(„Unsere Schöpfungsverantwortung – Orientierungen für 
eine nachhaltige Umwelt- und Klimapolitik“ ) formuliert haben: 
„Ziel einer nachhaltigen und generationengerechten Politik muss 
sein, die Lebensressourcen für Kinder, Enkel und deren Nach-
kommen zu erhalten und möglichst wieder zu mehren, wo sie 
geschmälert sind.“ Und da „eine verantwortliche und zukunftsfä-
hige Umwelt- und Klimapolitik von einem redlichen Bemühen um 
eine ganzheitliche und vorurteilsfreie Betrachtungsweise ausge-
hen muss, haben alle ökologischen und politischen Bewertun-
gen und Handlungsableitungen stets mit einer sachlichen, ideo-
logiefreien Zustandsanalyse des Gesamtsystems zu beginnen. 
Die separate Betrachtung oder gar emotionale Überbetonung 
einzelner Komponenten oder Maßnahmen verstellt den Blick auf 
Zusammenhänge und Langzeitwirkungen. Dies bedeutet die Ver-
meidung jeglichen sektoralen Handelns in den Bereichen Agrar-
wirtschaft, Ernährung, Energiewirtschaft und Umweltschutz und 
die Verwirklichung integrativer Ansätze.“ 

Und ich ergänze: Panik und Verbote sind keine Lösung. Die  
Kreativität und der Einfallsreichtum von Wissenschaftlern und 
Ingenieuren mit neuen technischen Lösungen und Innovatio-
nen sind dagegen ein Potential für Nachhaltigkeit im Klima- und 
Umweltschutz, das es zu nutzen gilt.

Liebe Leserin, lieber Leser,

Thomas Rachel MdB Bundesvorsitzender  
des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU 

Gottes Segen, Ihr
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Die Bibel wird gerne mal fehlinterpretiert. Ich erinne-
re mich an die großartige Fastenaktion der Evangeli-
schen Kirche 2014 unter dem Motto „Selber Denken –  

7 Wochen ohne falsche Gewissheiten“. Diese Woche hatte ge-
nau diese Missverständnisse im Visier. Beispiel: Die Annahme, 
dass Adam und Eva einen Apfel aßen. Hierfür lässt sich in der 
Bibel tatsächlich kein Beleg finden. Dort steht lediglich, dass es 
sich um eine Frucht vom Baum der Erkenntnis handelte. Und nur, 
weil das lateinische Wort „malus“ sowohl „böse“ als auch „Apfel-
baum“ bedeuten kann, wurde dem Lieblingsobst der Deutschen 
dieses Stigma zuteil. Eine große Ungerechtigkeit! 

Spaß bei Seite: Eine der wirklich weitreichenden Fehl-
interpretationen ist der Satz aus dem 1. Buch Mose, Kapitel 1: 
„Macht Euch die Welt untertan“1, der in manchen Deutungen mit 
„nehmt sie in Besitz“ übersetzt wird. Die Übersetzung Martin Lu-
thers „macht sie euch untertan“ hat oft Anlass gegeben zu dem 
Missverständnis, die Schöpfung sei der Willkür des Menschen 
ausgeliefert. Das hat Luther aber gar nicht gemeint! Nach heb-
räischem Verständnis gehören Herrschaft und Fürsorge zusam-
men. Die Könige und Fürsten im Alten Orient galten als „Hirten“  
des Volkes. Deshalb wird die Fortsetzung, die wörtlich lautet 

„Herrscht über (die Fische usw.)“, wiedergegeben durch „Ich setze  
euch über… und vertraue sie eurer Fürsorge an“.

Gott trägt den Menschen also eben gerade nicht auf, die Erde 
auszuplündern und zu zerstören, sie auszubeuten ohne Rück-
sicht auf die Verluste. Er trägt ihnen auf, sie in nachhaltiger Ver-
antwortung zu hegen, zu pflegen und ihr Fürsorge angedeihen zu 

lassen. Die Erde zu „bebau-
en und zu bewahren“, wie 
es in Genesis 2,15 wörtlich 
heißt. Für mich als Christin 
und als Bundeslandwirt-
schaftsministerin gilt die-
ser behutsame Umgang 
mit der Erde und ihren 
Ressourcen als Leitschnur 

für mein tägliches politisches Handeln. Die Verantwortung, die-
se Welt so zu behandeln, dass noch Generationen nach uns hier 
ein gutes Leben führen können, nehme ich sehr ernst. Unsere ge-
meinsame Aufgabe ist es, einen Beitrag für die Bewahrung der 
Schöpfung zu leisten, für eine Welt zu arbeiten, die sich nachhal-
tig entwickeln kann. Um Enkeltauglichkeit geht es! 

Bewahrung der Schöpfung –  
ein Auftrag der Agrarpolitik 
Julia Klöckner, Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft

 Gott trägt den Menschen 
auf, die Erde in nachhaltiger 
Verantwortung zu hegen, zu 
pflegen und ihr Fürsorge 
angedeihen zu lassen. 
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Das Prinzip der Nachhaltigkeit ist bereits dem Alten Tes-
tament bekannt: In ihrer Nomadenzeit mussten die 
Stämme Israels im Einklang mit der sie umgeben-
den kargen Natur leben. So entwickelten sie 
eine beachtenswerte Bioethik und Sensibilität 
für Nachhaltigkeit. Bei kriegerischen Aus-
einandersetzungen war es beispielsweise 
verboten, den Baumbestand des Gegners 
zu fällen (Dtn 20,19). Denn 
Bäume brauchen Jahre 
bis Jahrzehnte, bis sie 
wieder Frucht bringen. 
Ein anderes Beispiel 
für den Nachhaltig-
keit sge dan ke n  f in -
det sich in Dtn 22, 6–7.  
Dort wird demjenigen, 
der ein Vogelnest findet 
mit der Mutter und den 
Eiern, vorgeschrieben, dass 
er nur die Eier oder die Jun-
gen nehmen darf, die Mutter 
aber fliegen lassen soll. 

Springen wir in die Gegenwart: 
Die extremen Wetterereignisse des 
vergangenen Sommers heben gezeigt, 
wie zerbrechlich auch heute noch unsere Na-
tur, die Schöpfung, ist. Wie abhängig wir von ihr 
sind. Ich war in dieser Zeit viel im Land unterwegs. 
Ich habe Maisfelder in Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen gesehen, die keine Früchte getragen haben. Nichts. Es 
ist wie in Lukas 5, wo Petrus zu Jesus sagt: „Wir haben die ganze 
Nacht gearbeitet und nichts gefangen“ (Lk 5,5). Vergegenwärti-
gen sollten wir uns, dass eine solche Ernte vor etwa hundert Jah-
ren für viele Menschen vor allem eines bedeutet: Hunger. Und 
für viele Menschen auf der Welt bedeutet es das auch heute 
noch: Hunger. Auf der Pariser Klimaschutzkonferenz 2015 wur-
de in aller Deutlichkeit festgestellt, dass die Ziele, die sich die 
Vereinten Nationen gesetzt haben – wie den Hunger in der Welt 
zu besiegen – nur mit umfangreichen Maßnahmen zum Klima-

schutz zu erreichen sind. 
Und auf  die  L andwir t-
schaft kommt es an, sie 
spielt eine Schlüsselrolle 
bei der Ernährungssiche-
rung für eine stetig wach-
sende Weltbevölkerung 
– in 20 Jahren werden wir 
zwei Milliarden Menschen 
mehr zu ernähren haben. 

Der biblische Schöpfungsauftrag aus der Genesis (1,28) „mehret 
euch und füllet die Erde …“ ist wohl bald erfüllt! Die Herausfor-
derung besteht nun darin, die Effizienz der landwirtschaftlichen 
Produktion weiter zu steigern, gleichzeitig den Erhalt der natür-
lichen Ressourcen zu sichern und das Klima zu schützen. 

Das ist auch auf internationaler Ebene über die G20 und G7 
herausgestellt worden. Im Juli vergangenen Jahres war ich beim 
G20 Agrarministertreffen in Buenos Aires und habe mit mei-
nen Amtskolleginnen und –kollegen über die Bedeutung gesun-
der Böden für eine nachhaltige Landwirtschaft beraten, noch 
dieses Jahr werde ich eine Ackerbaustrategie vorlegen. Hier 
schauen wir uns die Themen Boden, Wasser, die Verwendung 
von Pflanzenschutzmitteln und vieles andere explizit unter dem 
Aspekt der Nachhaltigkeit genauer an. Wichtig ist, dass wir die 

Landwirtschaft im-
mer als Teil der Lösung sehen. 

Und so komme ich zum Bereich der Ernäh-
rungsethik. Es ist wichtig, dass wir die uns zur Verfügung 
stehenden Ressourcen gut einsetzen – das gehört zur Bewah-
rung der Schöpfung. Wir leben in einer Überflussgesellschaft: 
Was nichts kostet, ist nichts wert. Was immer und schnell ver-
fügbar ist, wird zu wenig geschätzt. Das gilt leider auch für unse-
re Mittel zum Leben: Jedes Jahr landen allein in Deutschland 11 
Millionen Tonnen Lebensmittel im Müll – in der Lebensmittelin-
dustrie, in Handel und Vertrieb, aber auch bei den Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern. Ein Großteil der Lebensmittelabfälle, 
rund 6,7 Millionen Tonnen, fällt in den privaten Haushalten an. 
Pro Person und Jahr landen hier durchschnittlich 82 Kilogramm 
Lebensmittel in der Tonne, bis zu zwei Drittel davon könnten 
vermieden werden. Kurzum: Wir sind alle gefragt und klar ist, 
dass jedes Lebensmittel, das unnötig im Müll landet, eines zu 
viel ist – es hinterlässt einen tiefen ökologischen und auch so-
zialen Fußabdruck. In unseren Lebensmitteln stecken kostbare 
Ressourcen: Wasser, Energie, Rohstoffe, aber auch Arbeitskraft, 
Sorgfalt und Herzblut. In ihnen steckt Leben. Ich bin mir sicher, 
dass viele von uns noch die Eltern oder die Großeltern im Ohr 
haben, die Hunger am eigenen Leib erlebt haben. Die entsetzt 
waren, wenn ein Kanten Brot in den Müll wandern sollte. Auch 
daran sollten wir denken. Die Bitte aus dem Vaterunser „un-
ser tägliches Brot gib uns heute…“ war für viele Menschen eine 
Mahnung, mit Lebensmitteln wertschätzend umzugehen. Mein 
Ziel ist deshalb klar: Bis zum Jahr 2030 wollen wir die Lebensmit-
telabfälle in Deutschland halbieren. Dazu haben wir uns im Rah-
men der Agenda 2030 der Vereinten Nationen verpflichtet. Dazu 
steht Deutschland und dazu steht auch das Lebensministerium, 
das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft. Aber 
auch die Unternehmen der Wertschöpfungskette sind gefordert 

 Auf die Landwirtschaft 
kommt es an, sie spielt eine 
Schlüsselrolle bei der Ernäh
rungssicherung für eine  
stetig wachsende Weltbevöl
kerung. 
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als Be- und Verarbeiter von Nahrungsmitteln hinsichtlich der 
Fertigungsprozesse, der Verpackung und Kennzeichnung und 
der Sortimentsgestaltung. Die Mittel zum Leben zu produzieren 
verlangt eine sensible ethische Grundhaltung! Dazu passt keine 
reißerische Bewerbung und aggressive Preisgestaltung, das stellt 
ihre Wertigkeit in Frage, ihre Bedeutung als „tägliches Brot“. Das 
alljährliche Preisdumping beim Fleisch in der Grillsaison macht 
mich daher wütend. Wie hier mit unseren Mitgeschöpfen um-
gegangen wird, wie sie auf dem Ramschtisch verschachert wer-
den, das ist schlicht und einfach unanständig. Auch hier sitzen 
wir alle in einem Boot und sollten uns fragen, warum wir oftmals 
viel Geld in einen modernen Grill investieren, beim Fleischkauf 

im Supermarkt aber auf je-
den Cent schauen. Denn 
gerade gegenüber den Tie-
ren besitzen wir eine be-
sondere Verantwortung. 

Im 1. Buch Mose, Vers 
28, heißt es: „ Ich setze 
euch über die Fische im 
Meer, die Vögel in der Luft 
und alle Tiere, die auf der 

Erde leben, und vertraue sie eurer Fürsorge an.“ Da ist er wieder, 
der Fürsorge-Gedanke. Was Hans Jonas 1979 in seinem bedeu-
tenden Werk „Das Prinzip Verantwortung“ für die philosophi-
sche Ethik erstmals proklamierte, nämlich die „Treuhänderrol-
le“ – wie er es nennt – des Menschen für die Natur2 ist für uns 
Christen bindend seit Anbeginn der Zeit. Und dieses Bedürfnis 
spiegelt sich auch in unserer Gesellschaft wider: Die Menschen 
in unserem Land möchten mehrheitlich mehr Tierwohl. 81 Pro-
zent befürworten ein offizielles Siegel, das sicherstellt, dass 
Nutztiere besser gehalten werden als gesetzlich vorgeschrie-
ben ist. Das zeigt ein Ergebnis unseres aktuellen Ernährungs-
reports3. Mit der Einführung eines staatlichen Tierwohlkenn-
zeichens, trage ich als Bundesministerin dieser Anforderung 
Rechnung. Es wird Verbesserungen beim Platzangebot, bei den 
Beschäftigungsmaterialien, der Strukturierung der Buchten, 

beim Transport der Tiere geben, aber auch bei Fortbildung und 
Stallmanagement der Tierhalter. Bei der Verleihung des Kenn-
zeichens nehmen wir die gesamte Lebensspanne eines Tieres in 
den Blick: von der Geburt bis zur Schlachtung. Verbraucher sol-
len schnell erkennen können, wo mehr Tierwohl drinsteckt, und 
Tierhalter sollen für ihre Mehrinvestitionen zum Wohle der Tie-
re honoriert werden. Denn: Die Mehrkosten für mehr Tierwohl 
kann nicht alleine der Tierhalter tragen. Wir Verbraucher sind 
gefragt, unseren Wünschen nach mehr Tierwohl beim Einkauf 
auch Ausdruck zu verleihen. Das Kennzeichen ist ein Schritt von 
vielen, den wir gehen, um unserem Auftrag gerecht zu werden, 
unseren Mitgeschöpfen die Fürsorge zuteilwerden zu lassen, die 
notwendig und der wir verpflichtet sind. 

Zum Abschluss ein Wort am Rande: Die Recherche zu diesem 
Beitrag hat mir viel Freude bereitet. Ich habe Theologie studiert, 
aber in meinem Arbeitsalltag kommt das Bibelstudium leider 
häufig zu kurz. Ich bin dankbar, auch an dieser Stelle unser ge-
meinsames christliches Bekenntnis als Wertefundament meiner 
politischen Arbeit ansprechen zu können. 

1  1. Mose 1, 28 Und Gott segnete sie; und Gott sprach zu ihnen: Seid fruchtbar und mehrt 

euch und füllt die Erde und macht sie euch untertan; und herrscht über die Fische im 

Meer und über die Vögel des Himmels und über alles Lebendige, das sich regt auf der 

Erde!

2  Hans Jonas, Das Prinzip Verantwortung, S.29

3 BMEL Ernährungsreport 2019

Julia Klöckner
ist Bundesministerin für Ernährung 
und Landwirtschaft, stellvertretende 
CDU-Bundesvorsitzende und Landes-
vorsitzende der CDU in Rheinland-
Pfalz. 

Besuchen Sie uns auf facebook

Möchten Sie über die Arbeit des EAK der CDU/CSU auf  
dem Laufenden gehalten werden? Dann besuchen Sie  
den EAK auf seiner facebook-Seite. Sie finden uns unter  
unserem Namen „Evangelischer Arbeitskreis  
der CDU/CSU“.

 Die Bitte aus dem Vater
unser, „unser tägliches Brot 
gib uns heute“ war für viele 
Menschen eine Mahnung, 
mit Lebensmitteln wert
schätzend umzugehen.  
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Die Atmosphäre ist zu einer Abfalldeponie geworden. 
Wenn wir heute in den Industriestaaten der Welt Kohle, 
Öl und Gas verfeuern, stoßen wir aus unseren Schorn-

steinen und Auspuffen Kohlendioxid (CO2) aus, das sich in der 
Atmosphäre sammelt und so zum weltweit messbaren Aufhei-
zen unserer Erde führt – und damit zu Risiken wie Extremwetter 
und Meeresspiegelanstieg. Auch bei uns in Deutschland haben 
etwa der Dürresommer 2018 und die erneuten Hitzerekorde die-
ses Sommers gezeigt, dass bereits bei nur rund einem Grad glo-
baler Erwärmung gegenüber dem vorindustriellen Niveau die Fol-
gen spürbar sind; und ein schlichtes Weiter-So würde uns noch 
in diesem Jahrhundert zu rund fünf Grad Erwärmung führen, mit 
ungleich heftigeren Folgen. Hier geht es nicht mehr nur um die 
Eisbären; es geht um die Menschen. Es geht um uns.

Die Atmosphäre ist ein globales Gemeinschaftsgut, um einen 
Begriff zu verwenden, den zwei Nobelpreisträger geprägt haben: 
Elinor Ostrom und William Nordhaus. Im Klartext bedeutet das, 
der Himmel gehört uns allen. Wenn nun einige wenige Menschen 
– wir Bewohner der Industriestaaten heute – diese Ressource 

übernutzen, indem wir zu viel Treibhausgase in der Atmosphäre 
deponieren und damit unser aller Klima dauerhaft destabilisie-
ren, so geht das ausgerechnet auf Kosten der Schwächsten. Näm-
lich auf Kosten der vielen Menschen in den ärmeren Ländern der 
Welt, die weder maßgeblich zum globalen Ausstoß von Treibh-
ausgasen beigetragen, noch von der Nutzung der fossilen Res-
sourcen stark profitiert haben, und denen am wenigsten Mittel 
zur Verfügung stehen, um sich vor den Klimafolgen zu schüt-
zen. Und es geht auf Kosten derer, die heute ihre Stimme noch 
gar nicht erheben können – unsere Kinder und Kindeskinder, 
die über viele Generationen hinweg mit den zukünftigen Folgen 
unseres heutigen Tuns leben müssen. Die Stabilisierung unse-
res Klimas ist also eine Frage der Gerechtigkeit – und damit auch 
eine der christlichen Verantwortung.

Die gute Nachricht dabei ist: Wir Menschen haben die Desta-
bilisierung unseres Klimas ausgelöst, wir können sie auch wieder 
stoppen. Nicht durch ein Zurück-zur-Natur, auch nicht durch einen 
Verzicht auf Wirtschaftswachstum, sondern durch Technologie 
und Innovation. Es geht um eine neue Industrielle Revolution. 

Klimarisiken – und was wir tun können
Prof. Dr. Ottmar Edenhofer, Dr. rer. nat. habil Georg Feulner
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Wir können dem Fortschritt eine Richtung geben. Dafür braucht 
es allerdings entschlossenes politisches Handeln. Die Änderung 
des persönlichen Lebensstils ist gut und schön: den Fleischkon-
sum einschränken, Flugreisen unterlassen. Aber das reicht nicht, 
und die Diskussion über individuelles Verhalten darf nicht ablen-
ken von dem, was wirklich nötig ist. Die Wirtschaftsforschung hat 
viele mögliche Werkzeuge der Klimapolitik untersucht, von denen 
manche nicht wirksam genug waren und andere zu teuer. Das 
Ergebnis: Wir brauchen eine faire Bepreisung von CO2. Diese auf 
sozial gerechte Weise einzuführen ist möglich. Sie könnte allen 
Akteuren am Markt ein klares Signal senden. Und nebenbei sogar 
ein Mittel gegen die Politikverdrossenheit werden.

Ist das Problem wirklich so groß? Leider ja.

Der Treibhauseffekt ist keine neue Entdeckung. Bereits 1824 und 
1827 untersuchte der französische Mathematiker und Physiker 
Joseph Fourier in zwei Artikeln den Wärmehaushalt der Erde und 
zeigte, dass dieser bis dahin unbekannte Effekt die Erde zusätz-
lich heizt. 1859 konnte der britische Naturforscher John Tyn-
dall im Labor nachweisen, dass Spurengase wie CO2 Infrarot-
strahlung absorbieren – die Treibhausgase waren identifiziert. 
Im Jahr 1896 zeigte dann der schwedischen Physiker und Chemi-
ker Svante Arrhenius erstmals, dass die Verbrennung von Kohle 
über die Freisetzung von CO2 langfristig zu einer globalen Erwär-
mung führt. Dass sich das CO2 tatsächlich in der Atmosphäre 
anreichert, veranschaulicht die sogenannte Keeling-Kurve, eine 
in den 1950er Jahren von dem amerikanischen Chemiker Charles  
Keeling begonnene Messreihe des CO2-Gehalts der Luft (siehe 
Abb. 1). CO2 ist dabei nicht allein relevant, denn wir erhöhen auch 
die Konzentrationen anderer Treibhausgase wie Methan oder 
Lachgas – was über Rückkopplungen dann insbesondere auch die 
Menge von Wasserdampf, dem wichtigsten Treibhausgas, in die 
Höhe treibt.

Die Vorhersagen der Physik werden von den Messwerten 
bestätigt: Die Verbrennung von fossilen Ressourcen bedingt 
einen Anstieg der CO2-Konzentration. Da CO2 ein Treibhausgas 
ist, führt dies wiederum zu einem Anstieg der globalen Mittel-
temperatur. Diese stellt den Durchschnittswert quer durch alle 
Erdregionen und Jahreszeiten dar – denn natürlich schwankt das 
Wetter von Monat zu Monat und von Ort zu Ort stark. Es reicht 
also nicht, bei sich zuhause aus dem Fenster zu schauen, um sich 
ein Urteil über die Klimaveränderung zu bilden. Genau das ist 
nämlich der Unterschied zwischen Wetter und Klima: Wetter ist 
kurzfristig und kleinräumig, Klima ist längerfristig und großräu-
mig. In welchem Maß die Temperaturen ansteigen, zeigen meh-
rere Datenreihen (siehe Abbildungen 2 und 3).

In der Erdvergangenheit verzeichnet man Perioden, die mal 
kälter und mal wärmer waren als heute. Das hat eine Reihe von 
Gründen, etwa die Umlaufzyklen der Erde um die Sonne. Hierzu 
gibt es solide Forschung, auch bei uns am Institut durch Paläo-
Klimatologen – die Ergebnisse sind leider kein Grund zur Beruhi-
gung. Denn in den vergangenen Warmzeiten waren etwa die Küs-
tenlinien völlig andere als heute, weil der Meeresspiegel durch 
schmelzendes Eis teils um viele Meter höher lag. Hätten wir 
erneut solche Anstiege der Ozeane, so wäre dies das Todesur-
teil für die Metropolen an den Küsten der Welt, von Mumbai bis 
New York, von Schanghai bis Hamburg. Die menschliche Zivilisa-
tion konnte sich in dem weitgehend stabilen Klima der vergange-
nen 12.000 Jahre entwickeln. Unser Wohlstand und die gewach-
sene Weltbevölkerung brauchen diese Stabilität auch in Zukunft. 
Neue Forschungen aus dem Potsdam-Institut zeigen, dass in den 
vergangenen drei Millionen Jahren die CO2-Konzentration in der 
Atmosphäre nie so hoch war wie heute – und dass in diesen drei 

Millionen Jahren die globale Mitteltemperatur nie mehr als zwei 
Grad über dem vorindustriellen Niveau lag. Die Menschheit tritt 
also aus ihrem historischen Erfahrungsraum heraus, wenn sie die 
Temperaturen weiter in die Höhe treibt. Das ist hochriskant.

Natürlich sind beispielsweise die Auswirkungen des Klimawan-
dels sehr unterschiedlich. Die Erwärmung nützt dem Weinbau 
in Deutschland, die öfter eisfreien Meere rund um den Nordpol 
der Schifffahrt. Da CO2 ein Pflanzendünger ist, kann er zu einem 
Zuwachs von Biomasse führen. Allerdings zeigt die Forschung, 
dass die Klimarisiken in der Landwirtschaft leider bedeutsa-
mer sind als der CO2-Dünge-Effekt. Und auch der Regenwald 
des Amazonas – von den Brandrodungen einmal abgesehen – 
ist durch die Erwärmung bedroht, so dass ihm die CO2-Düngung 
am Ende nicht viel nützen wird. Positive Klimafolgen in einzelnen 
Regionen und Sektoren sollten nicht davon ablenken, dass global 
gesehen die Auswirkungen der Erderwärmung leider überwie-
gend negativ sind, wie eine Vielzahl von wissenschaftlichen Stu-
dien belegt.

Wir sind uns sicher, dass der Klimawandel real ist, dass er men-
schgemacht ist, und dass er Risiken mit sich bringt. Weniges ist 
so gut erforscht wie dies – denn seit 1990 wird das Klima in ein-
zigartig gründlicher und globaler Zusammenarbeit untersucht, 
durch Hunderte von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern im Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), dem 
so genannten Weltklimarat. Dieser wird vom Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen und von der Welt-Meteorologie-Behörde 
WMO getragen, und besteht aus 195 Staaten – also fast allen 
weltweit. Alle fünf bis sieben Jahre veröffentlicht der IPCC Sach-
standsberichte, jedes Mal werden die Teams aus Autoren – die 
dafür kein Geld bekommen – neu zusammengestellt. Die Exper-
tinnen und Experten sichten und bewerten sämtliche in ihrem 
Feld neu veröffentlichen Studien, um den neuesten Stand der 
Wissenschaft für die Entscheider in der Politik bereitzustellen. In 
einem umfassenden Begutachtungsverfahren bringen wiederum 
viele Hundert Akteure – von der Ölindustrie bis zu Umweltgrup-
pen – Kommentare ein, bis am Schluss Vertreter der Staaten über 
den Bericht beraten. Eine gründlichere Überprüfung ist kaum 
denkbar.

Deshalb sei hier ein längeres Zitat aus der Einleitung des jüngs-
ten Berichts erlaubt – auch als Einladung, tatsächlich einmal in 
die Originaltexte hineinzulesen: „Der Bericht bestätigt, dass der 

Abb. 1: Die berühmte KeelingKurve – hier in der Darstellung der  
USBehörde NOAA (National Oceanic and Atmospheric Administratino) 
– zeigt Messergebnisse zum Anstieg der CO2Konzentration in unserer 
Atmosphäre. Siehe www.esrl.noaa.gov/gmd/ccgg/trends/
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Einfluss des Menschen auf das Klimasystem klar ist und zunimmt, 
wobei Folgen in allen Kontinenten und Ozeanen beobachtet wer-
den. Viele der seit den 1950er Jahren beobachteten Änderungen 
waren vorher über Jahrzehnte bis Jahrtausende nie aufgetreten. 
Der IPCC ist nun zu 95 Prozent sicher, dass Menschen die Haupt-
ursache der derzeitigen globalen Erwärmung sind. Ferner kommt 
der Bericht zu dem Ergebnis, dass die Risiken schwerwiegender, 
weitverbreiteter und irreversibler Folgen für Menschen und Öko-
systeme sowie langanhaltende Änderungen aller Komponenten 
des Klimasystems steigen, je mehr Aktivitäten des Menschen das 
Klima stören. Der Bericht betont, dass wir die Mittel haben, um 
den Klimawandel und seine Risiken zu begrenzen, einschließlich 
vieler Lösungen, die einen Fortbestand der wirtschaftlichen und 
menschlichen Entwicklung erlauben. Jedoch erfordert eine Sta-
bilisierung des Temperaturanstiegs auf unter 2 °C im Vergleich 
zum vorindustriellen Niveau eine dringende und fundamentale 
Abkehr vom Business-as-Usual. Mehr noch – je länger wir zögern 
zu handeln, umso mehr Kosten werden wir zu tragen haben, und 
umso größer werden die technologischen, wirtschaftlichen, sozi-
alen und institutionellen Herausforderungen sein, denen wir 
gegenüberstehen.“ (IPCC Synthesebericht 2014, www.deipcc.de/
media/content/IPCCAR5_SYR_barrierefrei.pdf).

Wetterextreme und ihre Folgenkaskaden für Frieden 
und Gesundheit

Wetterextreme sind eine der schwerwiegendsten Folgen der 
Erwärmung – sie können auch kurzfristig erhebliche Schäden 
verursachen und sie schädigen die Menschen direkt. Extreme 
sind ihrer Natur nach selten, zur Ermittlung statistischer Trends 
sind große Datenmengen nötig. Oft können wir daher nur für 
die langfristige globale Entwicklung klare Aussagen machen, 
nicht kurzfristig lokal – die Welt über hundert Jahre hinweg ist 
leichter einzuschätzen als die Folgen von Wetterereignissen in 
Gelsenkirchen 2018. Hitzewellen nehmen bereits deutlich zu, 
das zeigt die Forschung sehr klar. Die Anzahl von Hitzerekor-
den bei den Monatsmittelwerten liegt heute schon beim Fünf-
fachen der Zahl, die wir ohne Klimawandel hätten (siehe Abb. 4). 
Bei Extremregen ist es komplizierter, aber auch hier weisen Stu-
dien auf eine Zunahme in Beobachtungsdaten weltweit hin. Phy-
sikalisch ist klar, dass eine wärmere Atmosphäre mehr Feuchtig-
keit aufnehmen kann – und sich dann öfter schlagartig entlädt 
(siehe Abb. 5).

Bei tropischen Wirbelstürmen wie jenen, die Verwüstun-
gen anrichten in Puerto Rico, auf den Bahamas und in Florida, 
rechnet die Klimaforschung nicht mit einer Zunahme von Extre-
mereignissen – aber mit schlimmeren. Scherwinde, die mit dem 
Klimawandel zunehmen könnten, reißen entstehende Wirbel-
stürme auseinander. Wenn ein tropischer Wirbelsturm dennoch 
entsteht, dann kann er aus den steigenden Temperaturen der 
Meeresoberfläche mehr seiner zerstörerischen Energie tanken. 
Beobachtungsdaten bestätigen dies.

Zudem Wetterextreme können soziale Konflikte verschärfen: 
So zeigen Studien, dass Dürren in manchen Regionen mit ethni-
scher Zersplitterung die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass ohne-
hin schwelende Konflikte gewaltsam aufflammen. Dies wiede-
rum kann Migration auslösen – zunächst innerhalb der Regionen, 
aber das Zuwandern mittelloser Landbevölkerung in Städte kann 
deren Stabilität gefährden, so dass es letztlich auch zu mehr 
internationaler Migration kommt. Hierzu forschen wir noch 
umfassend, klar ist aber schon heute: Der Klimawandel ist zwar in 
dieser Problematik nur ein Faktor, aber eben einer, der Konflikte 
verschärfen und Ungleichheit verstärken kann. In einer ohnehin 
mancherorts zerbrechlichen Welt erhöht er die Belastung.

Auch für die menschliche Gesundheit können die Wetterext-
reme Folgen haben. Nicht nur, weil es bei Hitzewellen unter den 
Schwächsten unserer Gesellschaft – Alte, Kranke, Kinder – in 
den Metropolen zusätzliche Todesfälle gibt. Nicht nur, weil sich 
manche Krankheitsüberträger in einem wärmeren Klima bes-
ser ausbreiten. Sondern auch, weil Dürren zu Missernten füh-
ren können, welche in armen Regionen Mangelernährung aus-
lösen. Sind hiervon schwangere Frauen betroffen, so leidet die 
Entwicklung ihrer ungeborenen Kinder. Ein Teil von ihnen wird 
sein Leben lang weniger leistungsfähig sein – was wiederum 
die Entwicklung von Volkswirtschaften beeinflusst, also in man-
chen Fällen möglicherweise das Entkommen aus der Armutsfalle 
erschwert. Das Hilfswerk Brot für die Welt, mit dem wir bereits 
zusammengearbeitet haben, fasst sehr treffend zusammen: Der 
Klimawandel entwickelt sich zu einem der größten Hindernisse 
bei der Überwindung von Hunger und Armut.

Umsteuern ist möglich – mit einem fairen CO2-Preis

Die weltweiten Kohlevorräte sind nahezu unbegrenzt und Kohle-
kraftwerke erzeugen im Vergleich zu Gaskraftwerken billigeren 
Strom, was die Kohle für die Schwellen- und Entwicklungsländer 
besonders attraktiv macht. So beträgt der Anteil der Kohle an 
der Primärenergie in China heute 70 Prozent. Trotz des sinkenden 
Konsums verbraucht China beinahe so viel Kohle wie der Rest der 
Welt zusammengenommen. Zwar hat sich der Zubau neuer Koh-
lekraftwerke in China verlangsamt, dafür wollen andere Länder 
jedoch den Ausbau der Kohle sogar noch beschleunigen. So hat 
beispielsweise Indien angekündigt, die Nutzung seiner heimi-
schen Kohle bis zum Jahr 2019 im Vergleich zu 2013 zu verdop-
peln. Damit soll – den oft verheerenden gesundheitlichen Konse-
quenzen zum Trotz – breiten Bevölkerungsschichten, aber auch 
den Ärmsten, ein zuverlässiger Zugang zu Elektrizität verschafft 
werden. 

Länder wie zum Beispiel die Türkei, Indonesien, Vietnam, Süd-
afrika, Korea, Japan oder Bangladesch planen ebenfalls neue Koh-
lekraftwerke. Insgesamt sind weltweit 1500 neue Kohlekraft-
werke im Bau oder in Planung. Allein die im Betrieb befindlichen 
und neu geplanten Kohlekraftwerke werden die Atmosphäre mit 
etwa 330 Gigatonnen CO2 belasten. Damit verbrauchen sie allein 
schon fast die Hälfte des CO2-Budgets für die Temperaturober-
grenze von 2 °C, zu dessen Einhaltung sich die Regierungen in 
Paris verpflichtet haben.

Auch in Deutschland ist der Anteil der Kohle im Stromsek-
tor nicht gesunken, obwohl die erneuerbaren Energien hierzu-
lande stark gefördert wurden. Vor allem Wind- und Solarenergie 
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Abb. 2: Die Daten der USWeltraumagentur NASA zeigen – so wie 
andere Messreihen auch – den Anstieg der globalen Mitteltemperatur 
seit der Industrialisierung. Die globalen Temperaturen steigen  
https://climate.nasa.gov/vitalsigns/globaltemperature/
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stellen die deutsche Stromversorgung bereits heute zu einem 
Drittel sicher. Wenn die Sonne scheint und der Wind weht, pro-
duzieren erneuerbare Energien den Strom zu variablen Kosten 
von null. Die fossilen Kraftwerke sind dann nicht rentabel; sie 
exportieren den Kohlestrom ins europäische Ausland. Wenn der 
Wind aber nicht weht und die Sonne nicht scheint, werden für 
die Stromproduktion Steinkohle- und Braunkohlekraftwerke ein-
gesetzt. Deren Stromgestehungskosten sind niedriger als die der 
Gaskraftwerke. Das Ergebnis: Obwohl der Anteil der erneuerba-
ren Energien gestiegen ist, sinken die Emissionen im Stromsektor 
nur noch geringfügig. Deutschland wird seine selbstgesetzten Kli-
maziele bis 2020 deshalb nicht erreichen – und wenn es zu keiner 
grundlegenden energiepolitischen Wende kommt, werden künf-
tige Regierungen auch das Klimaziel 2030 verfehlen, das eine Sen-
kung der Emissionen gegenüber 1990 um 55 Prozent vorsieht. 

Nicht die Knappheit von Kohle, Öl und Gas wird das 21. Jahr-
hundert prägen, sondern die begrenzte Aufnahmefähigkeit 
von Klimagasen durch die Atmosphäre. Ein einfacher Vergleich 
zeigt die ganze Dramatik der Situation: So lässt sich die in Paris 
beschlossene Begrenzung des Anstiegs der globalen Mitteltem-
peratur auf 2 °C in ein konkretes Budget von etwa 700 bis 800 
Gigatonnen (Gt) CO2 übersetzen. Das ist die Menge, die die 
Menschheit noch maximal in der Atmosphäre ablagern darf, 
bevor das 2 °C Ziel mit hoher Wahrscheinlichkeit verfehlt wird. 
Demgegenüber stehen geschätzte 15.000 Gt CO2, die als Kohle, 
Öl und Gas im Boden lagern. 

Für die Klimapolitik hat dies einschneidende Konsequenzen: 
Die politischen Entscheidungsträger können nicht mehr hoffen, 
dass der Handlungsdruck von den Märkten kommt. Sie selbst 
müssen durch internationale Regeln und Vereinbarungen dafür 
sorgen, dass die fossilen Ressourcen im Boden bleiben und die 
Atmosphäre als das Gemeinschaftsgut der gesamten Menschheit 
geschützt wird. So sagt auch Papst Franziskus in seiner Umwel-
tenzyklika von 2015, das Klima sei „ein gemeinschaftliches Gut 
von allen für alle.“ Angesichts der möglichen Konsequenzen für 
die Weltbevölkerung sucht der Papst den ökumenischen Schul-
terschluss, etwa mit der Evangelischen Kirche Deutschlands.

Der technische Fortschritt bei den Speichertechnologien und 
der Ausbau integrierter Stromnetze werden aber auch die Kos-
ten senken. Dennoch: Die Hoffnung, der technische Fortschritt 
allein würde das Klimaproblem lösen und man könne sich zeit-
raubende internationale Verhandlungen ersparen, ist trüge-
risch. Werden nämlich CO2-freie Technologien wie die Kernener-
gie oder die erneuerbaren Energien billiger, steigt zwar deren 
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Abb. 3: Die Erde hat sich seit Beginn der Industrialisierung deutlich aufgeheizt – auf Land stärker als auf See, und nicht überall gleichermaßen, 
aber flächendeckend. Besonders stark ist die Erwärmung auf der Nordhalbkugel, wo die Mehrheit der Menschheit lebt.  
https://climate.nasa.gov/vitalsigns/globaltemperature

Abb. 4: Hitzewellen. Gezeigt wird der Anteil der Landfläche unseres  
Planeten, deren Monatstemperaturen eine, zwei oder drei Standard
abweichungen über dem Mittelwert 1951–1980 liegen. Zwei Standard
abweichungen entsprechen schon einer seltenen Hitzewelle, drei Stan
dardabweichungen kommen in einem stabilen Klima fast nie vor.  
Aus Rahmstorf, Stefan (2018), in Spektrum der Wissenschaft (www.pik
potsdam.de › Other › Rahmstorf _in_SdW_Kompakt_Extremwetter).
Siehe auch www.nature.com/news/globalwarmingalreadydriving
increasesinrainfallextremes1.19508
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Marktanteil, fossile Energieträger werden dann jedoch weni-
ger nachgefragt. Dieser Rückgang wird teilweise dadurch wett-
gemacht, dass bei sinkender Nachfrage die Preise für Kohle, Öl 
und Gas fallen und so insgesamt mehr fossile Energie verbraucht 
wird. Das gilt insbesondere in Ländern, die sich keine ehrgeizi-
gen Klimaziele gesetzt haben. Der technische Fortschritt bei 
den Erneuerbaren bedingt also nicht eins-zu-eins den Rückgang 
fossiler Energien. Die Förderung CO2-freier Technologien wird 
alleine nicht zum Ziel führen. 

Erst wenn die Verursacher von Treibhausgasen für ihre Emis-
sionen zahlen müssen, ändert sich die Situation grundlegend. 
Denn ein CO2-Preis macht erstens die Nutzung schmutziger fos-
siler Energie weniger profitabel. Zweitens gibt er einen Anreiz 
für saubere Innovationen. Und drittens führt er zu Einnahmen 
für den Staat, welche dieser wahlweise in den dringend nötigen 
Ausbau von Infrastruktur stecken kann, in Steuersenkungen (in 
Deutschland etwa bei der Stromsteuer) oder in die direkte Rück-
erstattung an die Bürgerinnen und Bürger. In einem Teil Kanadas 
geschah das beispielsweise in Form eines Weihnachts-Schecks 
für alle Haushalte – eine populäre Maßnahme, die soziale 
Gerechtigkeit schafft, denn Haushalte mit niedrigem Einkommen 
profitieren relativ gesehen mehr davon als solche mit hohem Ein-
kommen. Wer hingegen ausschließlich mit Ordnungsrecht Klima-
politik zu machen versucht, handelt nicht nur am Markt vorbei; 
er erzielt vor allem auch keine Einnahmen. Die Klimapolitik muss 
also den Preis für CO2 erhöhen, wenn die Emissionen nachhaltig 
sinken sollen. 

Leider ist heute das Gegenteil der Fall: Fossile Energieträger 
werden nach wie vor beträchtlich subventioniert – ihre Nutzung 
ist zu billig gemessen an den Umwelt- und Gesundheitskosten, 
die sie verursachen. Legt man diese Kosten als Berechnungs-
maßstab zugrunde, so wird die Tonne CO2 im weltweiten Schnitt 
mit 150 US-Dollar jährlich subventioniert. Es kommt also in den 
nächsten Jahren darauf an, dass aus Subventionen (= negative 
Preise) positive CO2-Preise werden.

Die Einführung von CO2-Preisen ist leichter gefordert als poli-
tisch umgesetzt. Neben den innenpolitischen Hindernissen, wie 
etwa steigenden Strompreisen, türmen sich vor der Klimapoli-
tik auch die Hindernisse der Globalisierung auf: Wenn nur ein 
einzelner Staat CO2-Preise einführt, verliert er an Wettbewerbs-
fähigkeit – und das umso mehr, je stärker seine Güter-, Kapital- 
und Arbeitsmärkte in die Weltwirtschaft integriert sind. Darum 
ist internationale Kooperation zwingend notwendig. Nur wenn 
alle Staaten Klimaschutz betreiben, kann verhindert werden, dass 

einzelne Staaten Wettbewerbsnachteile erleiden. Internationale 
Kooperation erfordert glaubwürdige gegenseitige Verpflichtun-
gen – und genau daran droht das System der freiwilligen Selbst-
verpflichtungen zu scheitern, das in Paris beschlossen wurde. 
Stellen die Länder fest, dass ihre eigenen Anstrengungen nicht 
durch eine entsprechende Klimapolitik in anderen Ländern erwi-
dert werden, wird kein Staat seine Verpflichtungen einhalten. Aus 
dieser Falle können wir uns nur befreien, wenn einzelne Staaten 
mutig vorangehen. Es stimmt optimistisch, dass viele National-
staaten bereits entweder eine CO2-Steuer oder einen Emissions-
handel eingeführt haben – weltweit werden je nach Definition 
derzeit etwa 15 Prozent der Emissionen durch CO2-Preise regu-
liert (siehe Abb. 6).

In den meisten Emissionshandelssystemen, wie beispiels-
weise dem europäischen Emissionshandel, dümpeln die Preise 
aber auf einem niedrigen Niveau, so dass sie zu wenig Lenkungs-
wirkung entfalten. Auch in China, das derzeit ein Emissionshan-
delssystem aufbaut, wird letztlich die Höhe des Preises darü-
ber entscheiden, wie viel es für die Stabilisierung unseres Klimas 
nützt – und wie es sich langfristig vielleicht mit anderen Beprei-
sungssystemen weltweit verknüpfen lässt. Sogar in den USA 

Abb. 5: Graue Balken zeigen die Anzahl der 
Tagesrekorde bei den Niederschlagssummen 
weltweit, relativ zu der Anzahl, die durch Zufall 
bei unveränderlichem Klima auftreten würde 
(Zuwachs in Prozent). Im Jahr 2010 lag die 
Anzahl dieser Rekordregen 88 Prozent höher 
als ohne Klimawandel zu erwarten wäre. Diese 
Zahl schwankt von Jahr zu Jahr stark; will man 
den klimabedingten Trend erfassen, muss man 
also glätten. Diesen Klimatrend zeigt die rote 
Linie. In einem stationären Klima sollte die rote 
Kurve sich innerhalb des blauen Konfidenzi
ntervalls bewegen. Seit 1990 ist der Anstieg 
signifikant. Aus Rahmstorf, Stefan (2018), in 
Spektrum der Wissenschaft (www.pikpots
dam.de › Other › Rahmstorf _in_SdW_Kom
pakt_Extremwetter). Siehe auch www.nature.
com/news/globalwarmingalreadydriving
increasesinrainfallextremes1.19508)

Abb. 7: Ein Preisband aus Mindestpreis und Höchstpreis mit einer für 
alle. Marktteilnehmer klaren Steigerung kann Planungssicherheit her
stellen und damit Innovationen anreizen und den Ausstoß von Treibh
ausgasen senken helfen. Quelle:Edenhofer/Knopf, 2019, Handout zum 
Gutachten zur CO2Bepreisung. Mehr dazu hier: www.mccberlin.net/
fileadmin/data/B2.3_Publications/Working%20Paper/2019_MCC_
Optionen_f%C3%BCr_eine_CO2Preisreform_final.pdf

Preisband: 
70 – 180 € 
(in 2030)
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unter Trump gibt es im Bundesstaat Kalifornien – für sich allein 
genommen immerhin die fünft- bis sechstgrößte Volkswirtschaft 
der Welt – einen CO2-Preis. Dass ein nationaler Preis auf CO2 
zusätzlich zum EU-Emissionshandel funktionieren kann, zeigen 
Großbritannien und Schweden – die Skandinavier berechnen 
umgerechnet rund 120 Euro pro Tonne CO2 und dies bei gesun-
dem Wirtschaftswachstum.

Für Deutschland wäre entweder eine CO2-Steuer oder ein 
nationaler Emissionshandel denkbar – beide können wirkungs-
gleich sein, wenn sie entsprechend ausgestaltet sind. Eine 
Steuer wäre rascher einzuführen, müsste dann aber immer wie-
der angepasst werden, was politisch heikel wäre. Ein Emissi-
onshandel wäre aufwendiger, hier könnte jedoch ein Start mit 
einem Fixpreis helfen. Entscheidend ist, dass beide Instru-
mente nach einem moderaten Einstiegspreis von etwa 50 Euro 
einen Schritt für Schritt verlässlich steigenden Preis sicherstel-
len – nur so werden für die Marktteilnehmer Planungssicherheit 
und letztlich Innovationsanreize geschaffen. Ein Mindest- und 
ein Höchstpreis könnten die Schwankungen beschränken (siehe 
Abb. 7). Die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen wird 

dies nicht signifikant beeinträchtigen, weil sie die zusätzlichen 
Kosten auf die Verbraucher abwälzen. Diese trifft eine Beprei-
sung – ganz gleich ob über ein Handelssystem oder eine Steuer 
– also sehr wohl. Daher muss ein sozialer Ausgleich Teil des 
Maßnahmenpakets sein, ohne ihn geht es nicht. Und die natio-
nale Lösung kann nur einen Zwischenschritt darstellen. Ziel ist 
die Integration in den Europäischen Emissionshandel – unser 
Nachbar Frankreich streckt uns schon seit längerer Zeit die 
Hand hin. Wir sollten sie ergreifen und gemeinsam in Europa 
Führungsstärke zeigen.

Leicht wird das nicht. Aber seriöse Abschätzungen gehen 
davon aus, dass eine ehrgeizige Klimapolitik uns nur wenige 
Prozentpunkte globalen Wirtschaftswachstums kosten wird – 
wir erreichen also dieselben Wachstumsziele, nur wenige Jahre 
später. Machen wir hingegen einfach weiter wie bisher und sto-
ßen ungehemmt Treibhausgase aus, so gefährden wir auf Dauer 
unseren Wohlstand ganz grundsätzlich. Wir können es uns aus-
suchen. Wir zahlen für Klimaschäden, wobei das mensch liche 
Leid nicht in Geld aufzuwiegen ist. Oder wir vermeiden die 
größten Risiken und investieren in die Klimastabilisierung.

Abb. 6: In vielen Regionen der Welt gibt es bereits Formen der CO2Bepreisung, wobei Art und Höhe stark variieren. Diese Karte wurde von der Welt
bank erstellt, detailliertere Informationen dazu hier: https://carbonpricingdashboard.worldbank.org

Prof. Dr. Ottmar Edenhofer
ist Direktor des Potsdam-Instituts  
für Klimafolgenforschung (PIK) und 
Professor für die Ökonomie des  
Klimawandels an der Technischen  
Universität Berlin

Dr. Georg Feulner
ist stellvertretender Leiter der Abtei-
lung Erdsystemanalyse am Potsdam-
Institut für Klimafolgenforschung,  
wo er Arbeitsgruppen zur Klima-
modellentwicklung und zur Klimage-
schichte leitet. 

Die Konzeption unseres Magazins besteht – gut evangelisch – darin, ausgewogen, dialogisch-argumentativ und differenziert auch  
zu strittigen und kontroversen gesellschaftspolitischen Themen Stellung zu nehmen und somit zur Versachlichung und Klärung  
der Diskussionen beizutragen. Nachdem wir in der letzten Ausgabe unseres Magazins (EV 7+8/2019, S. 3–8) mit der Debatte um grund-
legende klima- und energiepolitische Fragestellungen begonnen haben, findet sie nun mit diesem Beitrag ihre Fortsetzung. 
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D ir leben in Zeiten eines rasanten Wandels und massiver 
Veränderungen. Das bereitet vielen Bürgern in unse-
rem Land Sorgen und Ängste. Die Herausforderun-

gen durch Globalisierung, Klimawandel, Digitalisierung, Migra-
tion und Flüchtlingsnot, aber auch eine Vielzahl internationaler 
Krisen, kriegerischer Konflikte und innen- wie außenpolitischer 
Bedrohungsszenarien, wie z.B. Terrorismus und organisierte Kri-
minalität bleiben nicht ohne Wirkung auf das Lebensgefühl der 
Deutschen. Die deutsche Gesellschaft erlebt zudem einschnei-
dende demographische Wandlungsprozesse, sie wird kulturell, 
religiös und sozial heterogener und unübersichtlicher. 

Der gesellschaftliche Zusammenhalt wird vermehrt von den 
radikalen Rändern her bedroht und Angriffe auf unsere demo-
kratischen, rechtsstaatlichen und freiheitlichen Grundlagen neh-
men zu. Auch der deutsche Parlamentarismus gerät unter Druck. 
Eine verstärkt außerhalb der Parteien stattfindende Willensbil-
dung, die Erosion klassischer politischer Lager und der Überfluss 
an Informationen in und jenseits einer zersplitterten Medien-
landschaft bergen ein enormes Konflikt- und Eskalationspoten-
zial. Äußerst besorgniserregend ist es, wenn immer öfters nicht 
mehr Argumente sachlich ausgetauscht werden, sondern per-
sönliche Angriffe auf Andersdenkende gestartet werden und 
wenn populistische Parolen, Hassreden, öffentliche Anprange-
rungen und Beleidigungen sowie Fake-News auch in der Breite 
der Gesellschaft wahrzunehmen sind. 

Wir können auf diese neuen politischen Gefährdungstendenzen 
nur dann die richtigen Antworten finden, wenn wir die aktuelle 
gesellschaftliche Gesamtsituation realistisch in den Blick neh-
men und zu verstehen versuchen, was es mit dem in den viel-
fältigsten Zusammenhängen zu beobachtenden Phänomen des 
Populismus tatsächlich auf sich hat. Es ist wenig sinnvoll, wenn 
der Begriff des Populismus in inflationärer und unreflektierter 
Art und Weise auf alles und jeden Anwendung findet oder gar 
zur beliebigen ideologischen Kampfformel missbraucht wird, um 
sich damit der eigentlichen politischen Debatte ohne weitere 
Argumentationsbemühungen bequem zu entziehen bzw. sich 
damit gegen jeweils unliebsame Meinungen und Überzeugun-
gen Andersdenkender zu immunisieren. Es muss vielmehr darum 
gehen, das im Kern freiheitsfeindliche und demokratiegefähr-
dende Potential des populistischen Unwesens klar zu benennen 
und – in all seinen möglichen Varianten und bisweilen verkapp-
ten Spielarten – offen zu legen. 

Herausforderung „Populismus“

„Wir sind das Volk“ war einst Freiheitsanspruch und Freiheits-
ruf der Menschen in der DDR, der vor 30 Jahren eine Mauer zum 
Einsturz brachte, die sie ihrer Freiheitsrechte beraubt hatte. Es 
war der Freiheitsruf der Menschen gegen den Totalitarismus und 
die Diktatur des Sozialismus, der seinen Herrschaftsbereich mit 

Zusammenhalt stärken und  
Gemeinschaft schützen

Resolution 

Resolution des EAK-Bundesvorstandes auf der 52. Bundestagung

Verantwortliche Politik in Zeiten von Populismus und Demokratieverdrossenheit



Evangelische Verantwortung 9+10 | 19 Zusammenhalt stärken und Gemeinschaft schützen | 13

Mauer und Stacheldraht sowie einem das ganze Volk erfassen-
den Bespitzelungsapparat auf brutale, zynische und menschen-
verachtende Weise absicherte. Heute wird derselbe Freiheitsruf 
jedoch von radikalen Kräften missbraucht und einer frei gewähl-
ten, sich alle vier Jahre erneut der Abstimmung durch die Bür-
ger stellenden und somit abwählbaren Regierung hasserfüllt 
entgegen gebrüllt. Ist das etwas anderes als eine Verhöhnung 
derer, die jahrzehntelang ihrer Freiheit der Rede, Freiheit der 
Versammlung, Freiheit der Meinung, Freiheit der Wahl beraubt 
waren?

Aber genau in einer solchen, sich selbst ermächtigenden 
Anmaßung, in der in einer parlamentarischen Demokratie der 
Anspruch „Wir sind das Volk“ erhoben wird, zeigt sich eine neue 
Erscheinungsform von Populismus. Bisher wurde oft schon von 
Populismus gesprochen, wenn komplizierte politische Prob-
leme auf einfache Formeln reduziert werden, die in einer Bier-
zelt-Atmosphäre lautstarke Zustimmung finden können, zur 
konkreten Lösung politischer Probleme aber letztlich ungeeig-
net sind. Vorbereitung, Ablauf und Folgen der Brexit-Abstim-
mung illustrieren in gewisser Weise eine solche Form von Popu-
lismus, die zwar auch schon äußerst problematische politische 
Folgen und unabsehbare Verwerfungen zeitigt, sich aber den-
noch durch gesamtdemokratische und rechtsstaatliche Verfah-
ren legitimiert sehen kann. Der Populismus des heutigen „Wir 
sind das Volk“-Anspruchs hat demgegenüber eine ganz andere 
Dimension: Hier wird nämlich in einem Akt purer Selbstermäch-

tigung, abseits der demo-
kratischen Legitimierungs-
prozesse, der im Grunde 
freiheitsfeindliche und 
totalitäre Anspruch erho-
ben, die eigentlichen, die 
wahren Interessen des 
gesamten Volkes zu arti-
kulieren und zu reprä-
sentieren. Einen solchen 
neuen Populismus tref-

fen wir deshalb – unabhängig von den jeweiligen ideologischen 
Inhalten und Begründungsmustern – sowohl im rechten als auch 
im linken Außenbereich des politischen Spektrums an. 

Diejenigen, die einen solchen Alleinvertretungsanspruch im 
Hinblick auf den vermeintlichen Volkswillen offen oder konklu-
dent erheben, verlassen damit das demokratische Spektrum. 
Denn die freiheitlich-demokratische Grundordnung beruht auf 
der Repräsentation ganz unterschiedlicher und – bei Anerken-
nung der freiheitlichen Ordnung – gleichberechtigter politischer 
Überzeugungen. Er beruht auf der offenen Konkurrenz politi-
scher Vereinigungen und politischer Parteien. Der neue Popu-
lismus erhebt sich gewissermaßen über dieses Nebeneinander 
der unterschiedlichen politischen Positionen. Er ist zwar selbst 
durch und durch „Partei“, beansprucht für sich jedoch gleich-
zeitig eine absolute Position über allen anderen Positionen, 
einen Standpunkt über allen Standpunkten. Dieser Grundwider-
spruch zeigt sich immer wieder sehr deutlich bei der rechtspo-
pulistischen AfD, wenn sie sich z.B. vollmundig von den „Altpar-
teien“ oder „Systemparteien“ abzugrenzen sucht und sich damit 
begrifflich in direkter Weise in die gedankliche Traditionen des 
Nationalsozialismus stellt, der politische Akteure der Weimarer 
Demokratie bereits mit Begriffen wie Systempartei, Systempoli-
tiker oder Systempresse zu belegen pflegte. 

Wir haben es hier im neuen Populismus also strukturell 
betrachtet mit dem völlig übergriffigen und nicht akzeptablen 
Anspruch zu tun, allein und ausschließlich die wahren Interessen 
des Volkes – gegen die wie auch immer definierten herrschenden 

Eliten, Mächte oder Establishments – zu vertreten. Diese radikale 
Systemkritik gibt es aber mitnichten nur am rechten, sondern 
auch am linken Rand des politischen Spektrums: Nicht zufällig 
bezeichneten sich die sozialistischen Staaten als „Volks-Republi-
ken“ (und auch heute noch die VR China) und verbanden damit 
den Anspruch, den wahren Willen des Volkes (lat. populus) zu 
exekutieren. Regimegegner dieses kollektivistischen, totalitären 
und freiheitsfeindlichen Staatsverständnisses wurden deshalb – 
wie auch schon im Nationalsozialismus – automatisch zu Staats- 
bzw. Republikfeinden erklärt. Es darf deshalb auch 30 Jahre nach 
dem endgültigen Fall des Eisernen Vorhanges in Europa nicht 
übersehen werden, dass sich z.B. die Linkspartei nach wie vor 
dieser sozialistischen Systemkritik verschreibt und sie zusammen 
mit den ihr nahe stehenden linksradikalen Kreisen unbeirrbar am 
revolutionär-antagonistischen Klassendenken fest hält. 

Nicht nur in Deutschland und ganz Europa, sondern auch 
international verzeichnen wir derzeit in den Demokratien des 
Westens eine besorgniserregende Zunahme solcher neuer popu-
listischer Strömungen von rechts wie von links, die regelmäßig 
zur Spaltung der jeweiligen Gesellschaften, zur Erosion bzw. zum 
Abrieb der demokratischen Standards und zur Gefährdung für 
die freiheitlich-rechtsstaatlichen Grundordnungen führen. 

Mit den beiden Harvard-Professoren Steven Levitsky und 
Daniel Ziblatt lassen sich vier Kriterien bzw. Warnzeichen für 
demokratiefeindliche Tendenzen, Gruppierungen und Akteure 
benennen. Das sind: 
1. Die Ablehnung etablierter demokratischer (verfassungsgemä-

ßer) Spielregeln und Standards, 
2. die vollständige Leugnung der Legitimität der politischen Mit-

bewerber und die damit einhergehende Diskreditierung des 
politischen Gegners als Feind, 

3. die direkte oder indirekte Tolerierung bzw. Akzeptanz oder 
der Aufruf zur Gewalt sowie 

4. die Bereitschaft zur Einschränkung bürgerlicher Freiheits-
rechte (unter Einschluss der Medien).1 

Nach Levitsky und Ziblatt reicht in der Regel auch schon eines 
dieser vier Kriterien für sich allein genommen aus, um auf ein 
ernst zu nehmendes politisches Gefährdungspotential schließen 
zu können. Wendet man diesen demokratischen „Lackmus-Test“ 
von Levitsky und Ziblatt konsequent und unvoreingenommen 
auf Parteien wie die AfD oder die Linkspartei und viele ihrer Ver-
treter, Unterstützer und Repräsentanten an, findet man sofort 
ein reichhaltiges Beispiel- und Anschauungsmaterial. Dieser Kri-
terienkatalog bildet einen guten, weil objektivierbaren Maßstab 
zur Schärfung der Urteilsbildung in Bezug auf gefährliche popu-
listische, verfassungsfeindliche und ideologische Tendenzen in 
unserer Gesellschaft. Mit Hilfe eines solchen Kriterienkatalo-
ges lassen sich darüber hinaus auch schnell und zielsicher alle 
demokratie- und freiheitsfeindlichen Ideen identifizieren – von 
verkappten neomarxistischen Revolutionsphantasien und sozi-
alistischen Klassenkampf-Anschauungen bis hin zu offen ver-
hetzenden rassistischem, antisemitischem oder islamistischem 
Gedankengut. 

Von den radikalen Rändern geht eine wachsende Gefahr für 
die Mitte der Gesellschaft aus, denn diese Ränder drängen mit 
ihrem Gedankengut zunehmend auch in die staatstragende 
Mitte hinein. 

Ursachen für den neuen Populismus 

Was sind nun aber die möglichen Ursachen für dieses neue popu-
listische Denken, das gemeinschaftsschädigende Wirkungen ent-
facht und unsere Gesellschaft mehr und mehr zu spalten droht? 

 Wir verzeichnen derzeit 
eine besorgniserregende Zu  
nahme neuer populistischer 
Strömungen von rechts wie 
von links, die zur Erosion bzw. 
zum Abrieb der demokrati
schen Standards führen. 
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Zum einen ist die materiell-ökonomische Unzufriedenheit zu 
sehen. Das Ziel der Sozialen Marktwirtschaft, „Wohlstand für 
alle“ zu schaffen, erscheint vielen Bürgern – trotz hervorragen-
der wirtschaftlicher und arbeitsmarktpolitischer Rahmenbedin-
gungen – nicht mehr glaubhaft. Aber es handelt sich bei den für 
Populismus oft in den Blick genommenen Bevölkerungsgruppen 

– soziologisch betrach-
tet – keineswegs nur um 
sogenannte Modernisie-
rungsverlierer und sozial 
Abgehängte, sondern viel-
fach auch um Menschen 
der Mittelschicht, die von 
sozialen Abstiegsängs-
ten und „ Statuspanik“ 2 

geplagt sind, wie man z.B. an der rechtspopulistischen Wähler-
schaft der AfD erkennen kann. Aber auch die politische Linke 
tritt hier auf den Plan, indem sie die soziale Lage in Deutschland 
permanent in den dunkelsten Farben malt, die Errungenschaf-
ten des deutschen Sozialstaates klein redet und über die sozi-
ale Frage gezielt gesellschaftliche Polarisierungen betreibt. Ein 
Blick auf die Fakten zeigt: Noch nie ging es uns so gut wie heute 
– auch im internationalen Vergleich. Die Massenarbeitslosigkeit 
ist überwunden, Vollbeschäftigung nahezu erreicht. Die Sozi-
altransfers waren fast noch nie so hoch wie heute und die Sozi-
alleistungen in Deutschland steigen stärker als die Wirtschafts-
leistung. 

Doch es gibt noch viele andere Gründe, warum populisti-
sche Kräfte derzeit verstärkten Zulauf erhalten. Hierzu zählen 
zum Beispiel die Angst in Teilen der Bevölkerung vor den Ver-
änderungen auf dem Arbeitsmarkt durch den technologischen 
Wandel (fortschreitende Digitalisierung) oder vor einem grund-
stürzenden kulturellen Wertewandel, u.a. in Folge der großen 
Zuwanderung 2015/2016, insbesondere aus den überwiegend 
muslimisch geprägten Regionen und Ländern des Nahen Ostens, 
Asiens und Afrikas. Durch einen kleinen Teil dieser Zuwande-
rung geht aus der Sicht vieler besorgter Mitbürger dennoch eine 
als erheblich eingestufte Bedrohung der inneren Sicherheit ein-
her. Gewaltkriminalität (inkl. Sexualdelikte) und eine gewach-
sene terroristische Bedrohungslage verunsichern. Zwar spre-
chen auch bei Thema „Innere Sicherheit“ am Ende feststellbare 
und zählbare Entwicklungen eine andere Sprache. Doch bün-
deln sich hier nicht nur objektive Fakten. Vielmehr wirken auch 
Stimmungslagen und Schlagzeilen, die den Eindruck von Kont-
roll- und Sicherheitsverlust vermitteln. Vermehrt wird auch die 
Funktionsfähigkeit unserer demokratischen Institutionen und 
Verfahrensregeln selbst in Frage gestellt. Eine in einigen Berei-
chen nur noch als unzureichend wahrgenommene Rechtsdurch-
setzung bildet aus der Sicht vieler Bürger zunehmend ein Pro-
blem in unserem Land: Wenn z.B. mittlerweile abgelehnte 
Asylbewerber in großer Zahl, zum Teil nach jahrelangen juristi-
schen Prozessen, zwar als unverzüglich ausreisepflichtig gelten, 
faktisch jedoch zum überwiegenden Teil nicht abgeschoben wer-
den können, schwindet sowohl die Zustimmung zur großzügigen 
und menschenfreundlichen deutschen Asylpolitik als auch das 
Vertrauen in den Rechtsstaat insgesamt. 

Und es gibt weitere Unmutsquellen, die Populisten instru-
mentalisieren. So entfernen sich die Politiker nach Ansicht vieler 
Menschen zunehmend vom unmittelbaren persönlichen Kontakt 
mit den Menschen. Seien es Wahrhaftigkeits- und Vertrauensde-
fizite bei Verantwortlichen in Parteien, Gesellschaft und Staat, 
die zur Verunsicherung beitragen. Professionelle Unfähigkeit bei 
Infrastruktur-Maßnahmen (BER), politische Ratlosigkeit bei exis-
tenziellen Problemen der Menschen (Mangel an bezahlbarem 

Wohnraum), unternehmerischer Rechtsbruch (VW-Skandal) und 
dergleichen mehr. Oft werden Kompetenz, Handlungsfähigkeit 
und Glaubwürdigkeit der handelnden Personen zu entscheiden-
den Urteilskriterien über politische und gesellschaftliche, natio-
nale und internationale Prozesse insgesamt. 

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass Prozesse in heuti-
gen offenen Gesellschaften, in einer multipolaren Welt vielen 
Bürgern als zunehmend unverständlich und undurchschaubar 
erscheinen. Die neuen sozialen Medien und Netzwerke (Face-
book, Twitter, Instagram, youtube etc.) mit ihrem Hang zur per-
sönlichen Selbstdarstellung und zu individualistischer und damit 
oft verkürzter Sicht der Dinge haben sich lebensweltlich als wei-
tere Plattform zwischen Politik und Gesellschaft geschoben. Sie 
können deshalb – gerade bei sensiblen Themen – wie ein Brand-
beschleuniger wirken. Eine unkritische Rezeption des Umgangs 
mit diesen Netzwerken und ihren Inhalten birgt ebenfalls erheb-
liche Gefahren für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Die Fil-
terblase, die „bubble“, also die Abgeschlossenheit in den immer 
gleichen virtuellen Echokammern, muss geradezu als das Gegen-
teil einer kultivierten Streitkultur betrachtet werden, denn es 
handelt sich hier nicht selten um in sich verkapselte radikale Ein-
zelmilieus. 

Wachsende Politik(er)verdrossenheit führt – früher oder spä-
ter – aber auch zu Demokratieverdrossenheit. 

Welche Antworten kann die Politik geben? –  
Maßnahmen zur Stärkung von Zusammenhalt und 
Gemeinschaft

Angesichts dieser besorgniserregenden und äußerst vielschich-
tigen Gemengelage, sind wir zu einer politischen Neubesinnung 
aufgerufen. Es geht vor allem um den verantwortungsethischen 
Blick auf die zentrale Hauptaufgabe von Politik: Sie muss nah bei 
den Nöten, Ängsten und Problemen der Bürger sein und wird 
faktisch daran gemessen, inwiefern diese einer befriedigenden 
politischen Lösung zugeführt werden. Das erfordert gleichzeitig 
in vielen Politikfeldern eine realistische Rückbesinnung darauf, 
was politisches Handeln zu leisten vermag und wo dem Gestal-
tungswillen auch klare Grenzmarken gesetzt sind. 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, sind für uns 
die folgenden Punkte von zentraler Bedeutung: 
• Die Grundlagen unseres Zusammenlebens, die uns seit der 

Verabschiedung des Grundgesetzes durch den Parlamenta-
rischen Rat vor 70 Jahren Frieden, Freiheit und Wohlstand 
gebracht haben, werden viel zu selbstverständlich genommen. 
In Zeiten von Populismus und wachsender Demokratiege-
fährdung müssen wir diese, unsere freiheitlich-demokratische 
Grundordnung aber immer wieder wertschätzen und vertei-
digen. 

• Wie noch nie zuvor stehen wir vor einer Fülle von äußerst 
komplexen globalen Herausforderungen und Problemen, die 
ein konsequentes, vernetztes und verantwortliches politisches 
Handeln erfordern. Die diesbezüglichen Antworten der politi-
schen Linken, also von Linkspartei, SPD und Grünen, bestehen 
aber ganz überwiegend nur aus Verboten, Reglementierungen 
und Staatsübergriffen. Diese führen zu einem immer verästel-
teren und detaillierteren Kontrollwesen, das die Freiheitsspiel-
räume der Bürger immer weiter einschränkt. Demgegenüber 
setzen wir uns als CDU und CSU für eine Kultur der freiwilli-
gen Selbstverpflichtung und der vermehrten Problemlösung 
durch Innovation, Forschung und Förderung der Bürgergesell-
schaft ein. 

• Bürgernähe ist entscheidend und auch das vorurteilsfreies 
Zuhören und sensible Wahrnehmen, was die Menschen im 

 Vermehrt wird auch die 
Funktionsfähigkeit unserer 
demokratischen Institutionen 
und Verfahrensregeln selbst 
in Frage gestellt. 
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Lande und vor Ort wirklich, d.h. existentiell, umtreibt und 
belastet, aber auch was Zustimmung findet. Nur durch per-
manenten Kontakt zum Bürger selbst kann elementares 
Vertrauen in die Politik wieder zurückgewonnen werden.  
Eine Grundsensibilität ist vonnöten, dass es in der Politik in 
erheblichem Umfang um Entscheidungen geht, die tief und 
unmittelbar in die Lebenswelt der Bevölkerung eingreifen. Es 
geht darum, sich deutlich für einen Politikstil einzusetzen, der 
sich wieder in die vielfältige Welt der Bürger selbst begibt.  
Denn Politik ist vor allem Dienst am Menschen und an der 
Demokratie.

• Ein sorgsamer und sensibler Umgang mit Sprache ist dabei 
oberstes Gebot. In der politischen Diskussion sollte man nicht 
in dem heute leider üblich gewordenen aggressiv-polemi-
schen Ton argumentieren. Dem verhetzenden, ausgrenzenden 
und polarisierenden Parolen und Schlagwörtern in Politik und 
Gesellschaft muss eine neue wertschätzende, zugewandte 
und stets auch um Versöhnung bemühte Kultur der Kommu-
nikation und der sachorientierten Argumentation entgegen-
gesetzt werden. Also eine Kommunikation, die in erster Linie 
nicht einfach richtet und verurteilt, sondern zu verstehen ver-
sucht. Eine politische Streitkultur, die vor allem zu differen-
zieren weiß und der Komplexität der Herausforderungen und 
unterschiedlichen Perspektiven gerecht zu werden sucht. Eine 
Streitkultur, in der auch das Zuhören einen hohen Stellenwert 
besitzt.

• Anstelle von ideologischen Heilslehren ist vielmehr ein wer-
tefundierter politischer Pragmatismus gefragt, der Maß und 
Mitte einhält und sich, statt ungedeckte Schecks in Form von 
blumigen, aber kaum einlösbaren Wahlversprechen zu ver-
teilen, nüchtern, sachlich und verantwortungsvoll auf das 
Machbare, Sinnvolle und Durchsetzbare beschränkt. Im Karl 
Popper śchen Sinne brauchen wir ein politisches Grundver-
ständnis, das sich wieder verstärkt seiner natürlichen Selbst-
begrenzung bewusst ist. Gerade für ein Politikverständ-
nis, dass auf dem Christlichen Menschenbild fußt, sollte 

dies ohnehin zentral und 
selbstverständlich sein: 
„Jeder Mensch ist Irrtum 
und Schuld ausgesetzt. 
Darum sind auch der Pla-
nungs- und Gestaltungs-
fähigkeit der Politik Gren-
zen gesetzt. Diese Einsicht 
bewahrt uns vor ideolo-
gischen Heilslehren und 
einem totalitären Politik-
verständnis. Sie schafft 

Bereitschaft zur Versöhnung.“3 Das Christliche Menschenbild, 
dem CDU und CSU verpflichtet sind, weiß deshalb um die End-
lichkeit und Vorläufigkeit sowie die Fehlerhaftigkeiten und 
Beschränkungen unserer menschlichen Natur.4

• In diesem Zusammenhang gilt es an die hochaktuelle Unter-
scheidung Max Webers zwischen Gesinnungs- und Verantwor-
tungsethik zu erinnern: Die eigenen (guten) Absichten können 
nicht als alleinige Richtschnur des Handelns gesehen wer-
den. Stattdessen ist der Unterschied zwischen Gewolltem und 
Bewirkten zu berücksichtigen. Mit Karl Popper ist diese Unter-
scheidung sogar noch auf die kritische Abschätzung auch 
womöglich unbeabsichtigter Folgen politischer Handlungen 
zu erweitern. Gerade in der Sozial-, Finanz- und Wirtschafts-
politik erleben wir regelmäßig eine Fülle schlimmer Folgen von 
ursprünglich gut gemeinten Entscheidungen. Eine Politik, die 
keine hinreichende und umfassende Folgenabwägung ihres 

Handelns vornimmt und die die grundsätzliche Begrenztheit 
sowohl der menschlichen Möglichkeiten als auch der natürli-
chen Ressourcen missachtet, trägt bereits den Keim des Schei-
terns in sich selbst und kann insofern auch nicht als verant-
wortlich und nachhaltig angesehen werden. 

• Wie letztlich alle ideologischen Anschauungen und Haltungen 
bilden derzeit auch nicht selten moralistische Politikauffassun-
gen, so wie sie zumeist im linken politischen Spektrum anzu-
treffen sind, ebenfalls eine großes Problem5. Gerade in vielen 
von links-grün geprägten politischen Milieus sind regelmä-
ßig geradezu rigoristische Verabsolutierungen der eigenen, in 
Wirklichkeit aber sehr subjektiv geprägten politischen Stand-
punkte zu beobachten. Solche Positionen neigen dazu, völlig 
zu unterschlagen, dass die freiheitliche Demokratie wesent-
lich vom gründlichen Austausch der unterschiedlichsten, mit-
einander konkurrierenden Argumente lebt. Nur in totalitä-
ren Herrschaftsformen, nicht aber in der parlamentarischen 
Demokratie gibt es angeblich nur eine einzige zulässige bzw. 
ethisch-legitime Anschauung. Es kommt zum Teil, wie etwa an 
manchen Gleichstellungsforderungen in Bezug auf Minder-
heitenrechte („Ehe für alle“) oder dem Themenkomplex „Gen-
der-Gerechtigkeit“ deutlich wird, bisweilen fast schon zu einer 
Art militanter Unduldsamkeit gegenüber abweichenden poli-
tischen Positionen, bei der dann die jeweils Andersdenken-
den ausgegrenzt, dämonisiert und persönlich an den Pran-
ger gestellt werden. Dies ist nicht nur als ein klarer Verstoß 
gegen elementare kommunikativ-diskursive Anstandsregeln 
sowie als ein eklatanter Widerspruch zum oft in diesen Krei-
sen selbst vehement vertretenen Toleranz- und Diversitäts-
Paradigma zu werten, sondern im Kern auch demokratiefeind-
lich. Denn Demokratie lebt vom Dialog, nicht vom Monolog. 
Demokratische Debatten leben von der Vielfalt, nicht der Ein-
falt. Und Politik in einer freien und offenen Gesellschaft hat es 
nicht mit absoluten Wahrheitsansprüchen zu tun, sondern mit 
der Bemühung um die verantwortliche Bewältigung der „vor-
letzten Dinge“ (Bonhoeffer). 

• Politische Entscheidungen sollten sich nicht von flüchtigen 
Stimmungen und Meinungsumfragen abhängig machen und 
ebenso wenig an kurzfristigen Partei- und Wahlkampfinteres-
sen ausrichten, sondern ausschließlich an dem bemessen, was 
man – mit bestem Wissen und Gewissen und nach gründli-
cher Prüfung (und Selbstprüfung) – für richtig und notwendig 
erachtet. Die historischen Sternstunden in der Politik gab es 
immer dann, wenn dem Volke nicht einfach zu Munde geredet 
worden ist, sondern wenn sich auch zunächst regelrecht unpo-
pulär wirkende Entscheidungen am Ende als richtig und erfolg-
reich herausgestellt haben. Beispiele hierfür sind z.B. Ludwig 
Erhards Kampf für die Durchsetzung der Sozialen Marktwirt-
schaft, Konrad Adenauers klares Bekenntnis zur Westbindung 
und zur deutschen Wiederbewaffnung und Helmut Kohls Ein-
satz den NATO-Doppelbeschluss, für die Wiedervereinigung 
unseres Vaterlandes sowie die Europäische Integration. Poli-
tik sollte offen sein für Veränderungen. Politiker und Parteien 
ohne funktionierenden Kompass, ohne Verlässlichkeit in ihren 
Grundentscheidungen und ohne feste Prinzipien verspielen 
jedoch das Vertrauen der Bürger.

• Verantwortliche Politik ist stets wertegebunden, beginnt aber 
praktisch zu allererst mit der nüchternen Betrachtung der 
Realitäten. Deshalb sollte sie keinesfalls ohne hinreichende 
Rücksicht auf die ökonomischen Auswirkungen betrieben wer-
den. Im Sinne der Sozialen Marktwirtschaft sollte die Wirt-
schaft niemals als ein dem politischen Gestaltungswillen zu 
unterwerfendes, sondern als ein die Menschen verbinden-
des Sozialsystem gewürdigt werden. Verantwortliche Politik 

 Anstelle von ideologischen 
Heilslehren ist vielmehr ein 
wertefundierter politischer 
Pragmatismus gefragt,  
der Maß und Mitte einhält 
und sich auf das Machbare,  
Sinnvolle und Durchsetzbare 
beschränkt. 
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hat sich daher immer auch auf die genaue Analyse der jewei-
ligen ökonomischen Voraussetzungen und Folgen zu gründen. 
In diesem Zusammenhang ist auf den alten Grundsatz zu ach-
ten: Soviel Staat wie nötig, soviel Markt wie möglich. Dass die 
Finanz- und Euro-Krise, neben der horrenden Staatsverschul-
dung, wesentlich auf mangelnder Regulierung der Finanz-
märkte beruhte, ist offensichtlich. Aber dies belegt bei nähe-
rer Betrachtung nur, dass der Staat bisweilen zu wenig in den 
Bereichen reguliert, in denen er eigentlich regulieren sollte 
und zu viel in Bereichen, in denen Märkte für die Menschen 
leistungsfähiger sind. Ein gutes Beispiel dafür ist die aktuelle 
Wohnungsnot-Debatte, in der in geradezu absurder Weise in 
den Reihen von SPD, Grünen und Linken sogar wieder sozia-
listische Enteignungsphantasien aufleben. Wir brauchen im 
Bereich des dringend benötigten Wohnungsbaus jedoch keine 
Verstaatlichung, sondern Anreize zum Bauen und einen ver-
trauensvollen Umgang mit Wohnraum. 

• Das gesellschaftliche Miteinander in Vielfalt ist so zu gestal-
ten, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt wieder gestärkt 
wird. Freiheit und Verantwortung, Solidarität und Gerechtig-
keit zu leben bedeutet: Der Starke muss seine Stärke leben 
dürfen, auch zum Wohle der Gesellschaft und der Schwache 
muss dort, wo er Hilfe braucht, die Solidarität der Gesellschaft 
erfahren können. Ängste der Menschen, z.B. vor dem Klima-
wandel oder vor Altersarmut, sind ernst zu nehmen und müs-
sen noch intensiver diskutiert werden. Wir müssen auch den-
jenigen, die sich abgehängt fühlen, die mit dem Lebens- und 
Arbeitstempo nicht Schritt halten können, Angebote machen, 
damit sie sich sinnstiftend in die Gesellschaft einbringen  
können.

• Asylbewerber, Flüchtlinge und Zuwanderer kommen mit dem 
politischen Bild ihres Herkunftslandes nach Deutschland, das 
von ihrem Kulturkreis geprägt ist. Bei Bürgern benachbarter 
europäischer Staaten sind wegen der kulturellen Nähe kaum 
Probleme zu erwarten, konfliktreicher wird es aber, wenn es 
sich um Bürger aus entfernteren Kulturkreisen handelt. Hier 
sei besonders auf das Israel-Bild bei einem Teil der Zuwanderer 
aus muslimisch geprägten Ländern hingewiesen, das teilweise 

Züge eines klaren Antisemi-
tismus trägt, dem wir uns 
konsequent entgegenstellen. 
Unsere Gesellschaft muss 
Stärke zeigen, Verhalten und 
Ansichten, die außerhalb des 
Grundgesetzes liegen, ein-
zudämmen und deren Ver-
breitung zu sanktionieren. 
Sie muss zur gleichen Zeit 

die Größe haben, in unsere Gesellschaft bereichernde Elemente 
aus den eingereisten Kulturkreisen zu integrieren. Integration 
ist keine Einbahnstraße: Einerseits müssen wir Neues integrie-
ren, andererseits müssen Migranten unser Wertegebäude ver-
stehen lernen und annehmen. Das Grundgesetz gilt für alle. Das 
Bewusstsein hierfür muss gestärkt werden. 

• Presse und Medien, ganz besonders aber die Betreiber der 
sozialen Netzwerke haben die Aufgabe, ihre Berichte nur den 
Tatsachen entsprechend zu publizieren und dafür Garantien 
zu übernehmen. Bei unrichtiger oder verfälschter Berichter-
stattung darf kein Quellenschutz bestehen. Außerdem muss 
auf eine ausgewogene Berichterstattung geachtet werden, bei 
der Information und Meinungskommentar klar voneinander zu 
trennen sind.6

• Bildung ist schließlich der wichtigste Beitrag zum Zusam-
menhalt der Gesellschaft. Gute Bildung führt zu Chan cen- 

gerechtigkeit und verhindert ein Auseinanderdriften der 
Gesellschaft. Die Qualität von Bildung und Erziehung stärkt 
die Möglichkeit der Bürgerbeteiligung und den Zusammenhalt 
in unserer Gesellschaft. 

Gerade für uns als Christen in der Politik sind Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit entscheidende Kategorien. Ohne sie kann 
es keine förderliche Politik, keine lebendige freiheitliche und 
rechtsstaatliche Demokratie geben. Wo das Vertrauen in die 
handelnden Personen, die Institutionen und die demokratischen 
Verfahren und Abläufe schwindet, wird es darum hochproble-
matisch und hochgefährlich. Dieses Vertrauen in die Politik gilt 
es wieder gemeinsam zu stärken und allen Kräften entschlossen 
entgegen zu treten, die dieses kostbare Gut beschädigen. 

Wir wollen deshalb populistische, extremistische und demo-
kratiefeindliche Tendenzen nicht einfach geschehen lassen – 
egal von welcher Seite. Unterschiedliche Interessen, Lebens-
stile und Meinungen gehören zu jeder freiheitlichen Ordnung. 
Um sie auszugleichen und um zu Entscheidungen zu kommen, 
braucht es öffentliche sachgemäße Debatten und eine konstruk-
tive Streitkultur. Am Ende des Prozesses müssen politische Ent-
scheidungen demokratisch legitimiert werden und nicht auf der 
Straße oder in den Filterblasen radikaler Einzelmilieus gefunden 
werden. 

Eine freiheitliche und friedfertige Gesellschaft ist nur so 
lange friedfertig und frei, wie wir auch selbst für sie eintreten. 
Als Christen in der Politik sind wir dazu aufgerufen, Anwälte 
der Versöhnung zu sein und Brücken zu bauen. Dazu wollen wir 
unseren Beitrag leisten.

Der Bundesvorstand

1 Vgl. Steven Levitsky/Daniel Ziblatt, Wie Demokratien sterben, DVA, München 2018,  
S. 32 – 34. 

2 Vgl. Philip Manow, Die Politische Ökonomie des Populismus. 
3 Freiheit und Sicherheit – Grundsätze für Deutschland. Das Grundsatzprogramm der 

CDU Deutschlands. Beschlossen vom 21. Parteitag, Hannover, 3.–4. Dezember 2007,  
S. 8, Ziffer 7. 

4 Der ganz spezifische christdemokratische Politikansatz mit seiner unideologischen und 
tiefer liegenden Verankerung im christlichen Verständnis vom Menschen bietet hier im 
Übrigen nach wie vor eine vorzügliche Grundlage für einen wertegeleiteten Pragmatis
mus, der zur Versöhnung der politischen Gegensätze besonders geeignet ist. Das „C“ ist 
inklusiveinladend und nicht exklusivabgrenzend zu verstehen. Es will versöhnen und 
zusammenführen, statt zu spalten und zu polarisieren. Es hat eine grundlegend anti
ideologische und antitotalitäre Ausrichtung. Es signalisiert einen dezidiert praktisch
verantwortungsethischen und reallebensweltlichen Anspruch an den eigenen politischen 
Auftrag, keinen bloß theoretischen oder gar abstraktgesinnungsethischen (s.u.).

5 Vgl. Andreas Rödder, Konservativ 21.0 – Eine Agenda für Deutschland, S. 15: „Was auf 
der linken Seite geschieht, lässt sich als Moralisierung des Regenbogens bezeichnen. 
Das Paradigma von Diversität und Antidiskriminierung, gender mainstreaming und 
Inklusion geht auf den postmodernen Dekonstruktivismus (…) zurück. (…) Die Kultur des 
Regenbogens erbrachte überfällige Emanzipationsgewinne für vormals Benachteiligte 
und Marginalisierte, insbesondere Frauen und Homosexuelle. Sie neigt aber zugleich zu 
einer ideologischen Verabsolutierung, die aus mangelnder Selbstreflexion resultiert.“ 

6 Vgl. Michael Haller, Die „Flüchtlingskrise“ in den Medien – Tagesaktueller Journalismus 
zwischen Meinung und Information. Eine Studie der Otto Brenner Stiftung, Frankfurt am 
Main 2017, S. 133: „Der journalistische Qualitätsgrundsatz, aus neutraler Sicht sachlich 
zu berichten, wird in rund der Hälfte der Berichterstattungen nicht durchgehalten. Insbe
sondere die Art und Weise, wie über die Positionierung eines Politikers berichtet wird, ist 
oftmals wertend und beurteilend, bei Vertretern der Opposition mitunter auch ‚von oben 
herab‘.“

 Gerade für uns als  
Christen sind Vertrauen  
und Glaubwürdigkeit  
entscheidende Kategorien.  
Ohne sie kann es keine  
förderliche Politik geben. 
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Rückblick auf die 52. EAK-Bundes-
tagung mit Neuwahlen des Bundesvor-
standes

Aus unserer Arbeit

A uf der 52. Bundestagung des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU/CSU (EAK) am 19. Juni dieses Jah-
res ist der Parlamentarische Staatssekretär Thomas 

Rachel MdB, der auch Mitglied im Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD) ist, zum neunten Mal in Folge und mit 
großer Mehrheit zum Bundesvorsitzenden des EAK wiederge-
wählt worden. 95,38 Prozent der Delegierten aller EAK-Landes-
verbände stimmten für Rachel und bestätigten ihn damit im Amt. 
In seiner Eröffnungsrede machte der EAK-Bundesvorsitzende 
deutlich, dass es auf der Basis des Christlichen Menschenbildes 
darum geht, allen politischen und gesellschaftlichen Polarisie-
rungen und Spaltungsversuchen entschieden entgegen zu treten: 
„Wer die Fundamente unseres Rechtstaates, die Werte unseres 
Grundgesetzes und das friedliche Miteinander der unterschiedli-
chen Religionen und Weltanschauungen in unserer Gesellschaft 
mit Füßen tritt, stellt sich außerhalb des demokratischen Konsen-
ses!“ Der Bundesvorsitzende verwies in diesem Zusammenhang 
auch auf die Resolution des EAK-Bundesvorstandes zum Thema 
der 52. EAK-Bundestagung „Zusammenhalt stärken und Gemein-
schaft schütze – Verantwortliche Politik in Zeiten von Populis-
mus und Demokratieverdrossenheit“ (s. S. 12–16 in diesem Heft).

Als stellvertretende EAK-Bundesvorsitzende wurden die ehe-
malige thüringische Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht 
MdL, Bundesminister a.D. Christian Schmidt MdB (CSU), der 
ehemalige hessische Landtagspräsident Norbert Kartmann, 
die Vizepräsidentin des Landetages von Baden-Württemberg, 
Sabine Kurtz MdL , sowie Dieter Hackler gewählt, als Beisit-
zer: Henning Aretz, Hans Beck, Dr. Michael Franz, Dirk Heuer, 
Hans-Jürgen Hopf, Melanie Liebscher, Prof. Dr. Wolfgang 
Merbach, Sybille Möller-Fiedler, Elke Middendorf, Elisabeth 
Motschmann MdB, David Müller, Friedemann Schwarzmeier, 
Johannes Selle MdB, Herlich-Marie Todsen-Reese, Tobias 
Utter MdL und Frieder Weinhold.

Das nachfolgende Theologische Nachmittagsgespräch, das 
ebenfalls unter dem Motto der Bundestagung stand, wurde 
von Christine Lieberknecht moderiert. Die Gesprächspartner 
waren Landesbischof Prof. Dr. Martin Hein (Kurhessen-Wal-
deck), Serap Güler, Integrationsstaatssekretärin in Nordrhein-
Westfalen, und Bundesminister a.D. Dr. Thomas de Maizière 
MdB. Serap Süler zufolge leben wir derzeit in eine „Hochphase 
des Populismus“, die dadurch gekennzeichnet sei, dass oft ein-
fache Antworten auf äußerst komplexe Fragen gegeben wer-
den, insbesondere in den „Neuen Sozialen Netzwerken“ sei 
diese Tendenz besonders auffällig. Auch eine populistische Par-
tei wie die AfD würde solche einfachen Antworten geben, ohne 
jedoch wirkliche zielführende Lösungen anbieten zu können. 
Solche Stimmungen, die die Gesellschaft spalteten, seien ein 
Gradmesser dafür, dass wir uns neu darüber verständigen müss-
ten, was unser gemeinsames demokratisches Wertefundament 

ist und was unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt beför-
dert. Beleidigungen und Hassbotschaften gehörten jedenfalls 
nicht dazu und könnten sich nicht auf das Recht der Meinungs-
freiheit berufen. Bischof Hein griff diesen Gedanken unmittel-
bar auf und nahm, noch spürbar mitgenommen und persönlich 
betroffen, Bezug auf den Mord am Kasseler Regierungspräsiden-
ten Walter Lübcke, dem er über viele Jahre hinweg eng verbun-
den gewesen war. Unfassbaren Beschimpfungen sei der CDU-
Politiker auch schon zuvor dafür im Netz ausgesetzt gewesen 
(und ebensolcher Häme nach seinem Tod), dass er die christli-
che Verantwortung betont hätte, dass Menschen in Not gehol-
fen werden muss. Hein lobte den Evangelischen Arbeitskreis 
ausdrücklich für den Mut, dieses eigentlich „unpopuläre“ Thema 
aufzugreifen, denn in einer zunehmenden „Gesellschaft der Sin-
gularitäten“ (Andreas Reckwitz) sei die Frage nach dem, was 
eine Gesellschaft zusammenhalte, angesichts des gewachse-
nen Individualismus' eben keine selbstverständliche Leitvorstel-
lung mehr. Zusammenhalt lasse sich nicht einfach durch Paro-
len, Predigten und Papiere herstellen, er sei schon in der Familie 
kein natürlich vorgegebenes, sondern ein gewachsenes Gefühl 
der Zugehörigkeit und wechselseitigen Verbundenheit. Die Sor-
gen und Ängste in Bezug auf unseren gesellschaftlichen Zusam-
menhalt sollten im politischen Diskurs in erster Linie vernünf-
tig und verantwortlich vorgetragen und mit guten, belastbaren 
Argumenten geführt werden, weil ansonsten wiederum die 

Der EAKBundesvorsitzende Thomas Rachel MdB
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Aus unserer Arbeit

Das Präsidium der EAKBundesdelegiertenkonferenz. V.l.n.r.: Ministerpräsidentin a.D. Christine  
Lieberknecht MdL, Henning Aretz, Landtagsvizepräsidentin Sabine Kurtz MdL, EAKBundesgeschäfts
führer Christian Meißner, Frieder Weinhold und der EAKBundesvorsitzende Thomas Rachel MdB.

Das Theologische Nachmittagsgespräch mit (vl.n.r.) Bundesminister a.D. Dr. Thomas de Maizière 
MdB, Minister präsidentin a.D. Christine Lieberknecht a.D., Staatssekretärin Serap Güler und  
Landesbischof Prof. Dr. Martin Hein. 

Bundestagspräsident a.D. Prof Dr. Norbert  
Lammert

große Gefahr bestünde, dass bestimmten 
Gruppen die Zugehörigkeit zur Gemein-
schaft schon allein deshalb abgespro-
chen werde, weil man sich ihnen emoti-
onal nicht verbunden fühle. Der Schutz 
der Gemeinschaft – gerade nach christ-
lichem Verständnis – verlange daher, 
immer zugleich auch den Blick über die 
Grenzen der eigenen Gemeinschaft hin-
aus beizubehalten und diese gewisserma-
ßen fluide zu halten, um radikale Abgren-
zungen, Ausgrenzungen und Spaltungen 
zu verhindern. Gemeinsam formulierte 
Ziele und Einübung in diese Ziele, auf der 
Basis von Kompromissen, Minderheiten-
schutz und breiter Mitbeteiligung, seien 
der Schlüssel zur Stärkung von Zusam-
mengehörigkeit. Thomas de Mazière 
fasste im Folgenden den Begriff „Populis-
mus“ noch einmal thesenartig zusammen. 
U.a. hob er dabei einige Aspekte hervor, 
die bisher noch nicht ins Blickfeld der Dis-
kussion getreten waren, so etwa die eher 
prozesshaft als ergebnisorientiert ausge-
richteten Strategien und Taktiken popu-
listischer Agitationen sowie die starke 
Fokussierung auf feindbildhafte Persona-
lisierungen und frühe Moralisierung von 
Positionen. Eine zielführende Antwort auf 
populistische Tendenzen bestünde weni-
ger im Reden und in der Schaffung von 
neuen Bürgerdialogen, sondern im tat-
kräftigen Lösen der Probleme selbst. Es 
käme darauf an, nicht die Themen der 
Populisten zu bedienen, sondern selbst 
wieder Trendsetter zu sein. Auch Stig-
matisierungen von Populisten und deren 
Anhängern würden nicht weiterhelfen, 
sondern nur neue vermeintliche Märty-
rer schaffen. Die Bürger, die derzeit zu 
populistische Parteien tendierten und für 
Populismus anfällig seien, müssten daher 
mit aller Kraft zurückgewonnen werden 
(Kampf um die „Rückkehr in die demokra-
tische Mitte“). Schließlich helfe auch der 
Blick in die Geschichte der Bundesrepub-
lik, manches in den aktuell bedrängenden 
Debatten ein wenig zu relativieren. Denn 
diese zeige, so de Maizière, dass harte 
politische Auseinandersetzungen keines-
falls neu seien. Die letzten 30 Jahre nach 
1989 seien in puncto „Debattenkultur“ 
eher untypisch gewesen. Man möge sich 
nur an die heftigen Auseinandersetzun-
gen im Westen in den Jahrzehnten zuvor 
erinnern, angefangen von der „Wiederbe-
waffnung“ und dem Streit über die „Kern-
kraft“ und die „Ostverträge“ bis hin zum 
„NATO-Doppelbeschluss“. Deshalb sei 
konstruktiver, intensiver politischer Streit 
zu begrüßen. Streitige Debatten trügen 

– in klaren Grenzen und in angemessener 
Art und Weise – grundsätzlich Zusam-
menhalt bei. 

Den Abschluss des thematischen Teils 
der 52. EAK-Bundestagung bildete der 
Hauptvortrag von Bundestagspräsident 
a.D., Prof. Dr. Norbert Lammert. Seine 
Ausführungen waren vor allem ein enga-
giertes Plädoyer zur Verteidigung unse-
res demokratischen Staates. Nicht nur 
der politische Wandel seit dem Mauer-
fall hätte die Welt radikal verändert, son-
dern vor allem auch der wirtschaftliche 
und technologische Wandel, nicht zuletzt 
durch die Digitalisierung und Globalisie-
rung. Dies führe u.a. auch zu neuen Ver-
unsicherungen, Ohnmachtserfahrungen 
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und Unübersichtlichkeiten. Das „Ende der Geschichte“ nach Francis Fukuyama sei mit-
nichten eingetreten, stattdessen konkurrierten die freiheitlichen Demokratien plötzlich 
wieder zunehmend mit totalitären und demokratiefeindlichen Strömungen und Regi-
men. Mit dem früheren US-amerikanischen Präsidenten Barak Obama warnte Lam-
mert eindringlich davor, die notwendige Auseinandersetzung mit demokratiefeindlichen 
Kräften und Demokratieverdrossenheit zu unterschätzen: „Die Demokratie ist immer 
dann am meisten gefährdet, wenn die Menschen beginnen, sie für selbstverständlich zu 
halten.“ Für den politischen Diskurs resultiere daraus, dass die notwendigen Auseinan-
dersetzungen beherzt und engagiert geführt werden müssten: „Für mich persönlich ist 
die Grenze nicht da erreicht, wo jemand eine Position vertritt, die ich für nicht nur unzu-
treffend sondern auch für schwer erträglich halte. Für mich ist die rote Linie überall da 
erreicht, völlig gleichgültig, ob auf dem rechten oder dem linken Rand, wo jemand eine 
Position mit dem Anspruch vertritt, dies sei die einzig mögliche Lösung“, so Lammert. 
Denn dies schließe am Ende jeden demokratischen Diskurs aus und gefährde das, was es 
mit aller Kraft für uns zu schützen gelte.  (Christian Meißner)



Meditation
 

Das Reformationsjubiläum „ist im Kern ein 
Christusfest, das die Botschaft von der freien 
Gnade Gottes ausrichten will an alles Volk“,  
so lautete vor zwei Jahren die Einladung des 
EKD-Ratsvorsitzenden, Bischof Heinrich Bed-
ford-Strohm, die Erinnerung an den Thesen-
anschlag zum Anlass zu nehmen, gemeinsam 
und über Konfessionsgrenzen hinweg zu fei-
ern. Nach der jüngsten Perikopenrevision steht 
nun zum ersten Mal das Glaubensbekenntnis 
Israels, das „Israel“ (Dtn 6, 4+5) als Predigttext 
im Zentrum des Reformationsgottesdienstes.  

Wie geht das überhaupt? Wie können das jüdische Glaubensbekenntnis und das Christusbekenntnis 
zusammenkommen? 
Die Antwort liegt im Christusbekenntnis selbst. Jesus Christus spricht: „Du sollst den Herrn, deinen  
Gott, lieben von ganzem Herzen, von ganzer Seele und von ganzem Gemüt. Dies ist das höchste  
und erste Gebot. Das andere aber ist dem gleich: Du sollst deinen Nächsten lieben wie dich selbst  
(Lev. 19,18). In diesen beiden Geboten hängt das ganze Gesetz und die Propheten.“ (Mt. 22,37 – 40) 
Die Reformation ist der große, permanente Aufruf der Kirche Jesu Christi zur Umkehr und Rück-
kehr zum wahren, lebendigen Gott, der sich uns als Vater, Sohn und Heiliger Geist offenbart. Wer 
immer das Christusbekenntnis also gegen das Bekenntnis Israels auszuspielen trachtet, tastet auch die  
Fundamente unserer Kirche an, sägt an dem Ast, auf dem er selber sitzt, und verzerrt das Zeugnis unse-
res Herrn. In Zeiten eines wieder erschreckend wachsenden Antijudaismus´ tut es not, immer wieder  
an diesen alten Bonhoeffer-Satz zu erinnern: „Nur wer für die Juden schreit, darf gregorianisch singen“. 

Reformationstag 2019:
„Und du sollst den Herrn, 
deinen Gott, liebhaben 
von ganzem Herzen, von 
ganzer Seele und mit all 
deiner Kraft.“ (Dtn 6,5)

Pastor Christian Meißner,  
EAKBundesgeschäftsführer


